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Liebe Leserinnen und Leser!

Eine betrüchtliche Zahl von Frauen und
Münnern ist nach den Gemeinderats-
und BÖrgermeisterwahlen des heurigen
FrÖhjahrs neu in die ÜGemeindestuben"
eingezogen oder hat den BÖrgermeister-
sessel Üerobert". Ihnen gilt diesmal mein
besonderer Gruä .

Im Rahmen Ihrer verantwortungsvollen
Tütigkeit werden Sie es sehr rasch auch
mit Fragen der Raumordnung zu tun
bekommen und ich m„chte Sie ermuti-
gen und ermuntern, sich mit diesem
Thema aktiv auseinanderzusetzen .

Es entspricht der Natur der Sache, daä
seitens der BÖrger oder der Wirtschaft
Raumordnungsfragen vor allem dann an
den BÖrgermeister oder an den Gemein-
derat herangetragen werden, wenn es
um die konkrete Umwidmung von
GrundstÖcken in Bauland geht .

Es ist nicht immer leicht, diese Einzel-
interessen mit der notwendigen geordne-
ten Gesamtentwicklung in Einklang zu
bringen und die Befriedigung vitaler
Interessen der BÖrger und der Wirtschaft
insgesamt ebenso im Auge zu behalten,
wie die Konsequenzen der Siedlungs-
entwicklung in infrastruktureller und
damit auch finanzieller Hinsicht, sowie
den gebotenen schonenden Umgang mit
den Freiflüchen .

Durchdachte, sorgsam erstellte „rtliche
Raumordnungskonzepte bilden fÖr die
Bewültigung dieser Aufgabe eine ent-
scheidende Grundlage . FÖr die neuen
Gemeinderatsmitglieder bietet der Ausar-
beitungsprozeä zudem eine ausgezeich-
nete Gelegenheit, sich mit der Raum-
ordnung von Grund auf auseinanderzu-
setzen. Sie sollten diese Gelegenheit aktiv
nutzen!

Unsere schnellebige, von der Notwendig-
keit rascher Entscheidungen geprügte
Zeit droht gelegentlich unseren Blick
ÜfÖr's Ganze" und fÖr Zusammenhünge
zu trÖben. Elmar Berktold will ihn in
seinem Beitrag ein wenig erhellen, indem
er einen Zeitrafferblick auf die rüumliche

Entwicklung Tirols seit 1950 wirft und
damit die Dimension der seither stattge-
fundenen massiven Veründerungen be-
greifbar macht . Dieser Blick zurÖck wird
in einer der nüchsten Folgen von RO-Info
durch einen Blick nach vorne zu ergün-
zen sein .

Manfred Riedl setzt sich diesmal aus
Sicht der Raumordnung mit der Frage
auseinander, welche Bedeutung Nahe
bzw. Erreichbarkeit fÖr uns auto-mobile
Menschen noch haben . Beurteilen wir
kÖnftig die rüumliche Verteilung von
Wohnungen und Arbeitsplützen, von
Versorgungs- und von Freizeit- und
Erholungseinrichtungen nur mehr nach
dem Kriterium der Erreichbarkeit im
motorisierten Individualverkehr? Was ist
uns die Pflege und Entwicklung unserer
noch Öberschaubaren, kleinteilig-ge-
mischten Strukturen wert? Auf wenigen
Seiten sind diese Fragen nicht beantwort-
bar - aber ihre Wichtigkeit und der dies-
bezÖgliche Handlungsbedarf werden ins
Bewuätsein gerÖckt .

Das „rtliche Raumordnungskonzept, der
Flüchenwidmungsplan und die Bebau-
ungsplüne bilden den Rahmen fÖr die
bauliche Entwicklung der Gemeinde, die
letztlich mit den einzelnen BaufÖhrungen
verwirklicht wird . Grund genug, auch
einen Blick auf die neue Tiroler Bau-
ordnung zu werfen, deren GrundzÖge
von Franz Kotter und Herbert Walter
trefflich dargestellt werden . Martin
Sch„nherr steuert einen ergünzenden
Beitrag Öber die recht kniffligen Zusam-
menhünge zwischen den Abstandsregeln
der Bauordnung und der Bebauungs-
planung bei.

Die Raumordnungsabteilungen des Am-
tes sind stets bemuht, ihre Serviceleistun-
gen zu verbessern. …rtliche Raumord-
nungskonzepte, Flüchenwidmungsplüne
und Bebauungsplüne mÖssen als „ffent-
liche Urkunden auch fÖr den Nicht-
Fachmann gut Ülesbar"sein . Die Anlage
zur Planzeichen- und Plangrundlagen-
verordnung schafft dafÖr wichtige Vor-

aussetzungen. Hubert H„pperger hat
diesbezÖglich einen wesentlichen Verbes-
serungsvorschlag erarbeitet und stellt ihn
in seinem Beitrag kurz vor.

Was sich sonst in der Tiroler Raum-
ordnung und Regionalpolitik Neues
getan hat, finden Sie in einem bunten
Bogen von Kurzmeldungen .

Unsere Abonnenten bitten wir, mit dem
beiliegenden Erlagschein das jahresabo
1998 (2 Hefte) zu begleichen .

Aufgrund zwischenzeitig gewonnener
Erfahrungen erhalten die Gemeinden ab
sofort wieder je drei Freiexemplare, um
die Reichweite von RO-Info in den
Gemeinden zu erh„hen und insbeson-
dere die Weiterleitung an die Gemeinde-
rüte zu erleichtern .

Es grÖät Sie herzlich

Franz Rauter
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Vorrang für die Örtlichen Raumordnungskonzepte

Der 31 .12.1999 ist für festes freudige Menschen der Tag
des ÜJahrtausendsilvesters" . Er ist aber auch ein ÜLostag"
für die ärtliche Raumordnung in Tirol : bis zu diesem Datum
müssen n„mlich alle Tiroler Gemeinden ihre Örtlichen
Raumordnungskonzepte fertiggestellt haben .

Es ist mir wichtig, da… diese Frist einge-
halten wird . Dies zum einen, weil ich
überzeugt bin, da… die in den Örtlichen
Raumordnungskonzepten vorzuneh-
menden Weichenstellungen für die
künftige Entwicklung der Gemeinden
keinen Aufschub und keine Verzäge-
rung vertragen . Zum anderen sollte es
wohl nicht soweit kommen müssen,
da… die gesetzlichen Konsequenzen
einer versp„teten Fertigstellung (Verbot
der Widmung von weiterem Bauland
bzw. Sonderfl„chen) eintreten .

Die Zeit dr„ngt: Es stehen nur noch
rund eineinhalb Jahre für diese schwie-
rige Aufgabe zur Verfügung . Zwar sind
die Arbeiten in den allermeisten Ge-
meinden im Gange, aber erst in 50 Ge-
meinden sind sie soweit gediehen, da…
die Vorbegutachtung durchgeführt
bzw. eingeleitet werden konnte und bis-
lang nur vier Örtlichen Raumordnungs-
konzepten konnte die aufsichtsbehärd-
liche Genehmigung erteilt werden .

Raumplanung bringt
Nutzen
Die im M„rz heurigen Jahres gew„hlten
Bürgermeister und Gemeinder„te ersu-
che ich daher, sich dem Thema Raum-

ordnung und besonders der Ausarbei-
tung der Örtlichen Raumordnungskon-

zepte mit vollem Einsatz zu widmen .

Seien Sie sich bewu…t, da… es hier um
eine Aufgabenstellung geht, die nicht
nur das fachliche Kännen des beauf-
tragten Planers herausfordert, sondern
die auch Ihr unmittelbares Engagement
bei der Gestaltung des Planungspro-

zesses und bei der Erarbeitung der
Planungsinhalte erfordert. Die im Zuge
der Erarbeitung des Örtlichen Raumord-
nungskonzeptes gewonnenen Einsich-
ten und die darin zu treffenden Fest-
legungen bilden die Grundlage für die
mittelfristige geordnete Gesamtent-
wicklung der Gemeinde . Die prakti-
schen Auswirkungen betreffen nicht nur
die Weichenstellung für die künftige
Baulandentwicklung, sondern ebenso
den Infrastrukturausbau und die damit
verbundenen Kosten, die Entwicklung
des Freiraumes, die wirtschaftlichen Ent-

wicklungsperspektiven der Gemeinde
usw. Sie bilden somit eine ganz ma…-
gebliche Grundlage für Ihre t„glich in
verschiedensten Bereichen der Gemein-
deentwicklung zu treffenden Entschei-

dungen .

Unterstützung
des Landes
Ich rufe in Erinnerung, da… seitens des

Landes die Ausarbeitung der Örtlichen
Raumordnungskonzepte in mehrfa-

cher Weise unterstützt wird (Zu-

schüsse zu den Kosten der Ausarbei-
tung, Bereitstellung von Plangrund-
lagen und sonstigen Unterlagen, indivi-
duelle Beratung) . Nehmen Sie diese

Hilfen in Anspruch und scheuen Sie sich
nicht, die zust„ndigen Abteilungen des
Amtes (Ic für fachliche Belange, Vel für
rechtliche Belange und hinsichtlich der
Zuschüsse) anzurufen, wenn Sie Fragen
haben .

Ich trete dafür ein, da… sich die Gemein-
den innerhalb des genehmigten Ort-

Landesrat
Konrad Streiter

lichen Raumordnungskonzeptes relativ

autonom bewegen dürfen : Ist das Ört-
liche Raumordnungskonzept vom Amt
aufsichtsbehärdlich geprüft und für in
Ordnung befunden und spielt sich eine
geplante Umwidmung innerhalb des
genehmigten Konzeptes ab, so soll es
kein langwieriges Verfahren vor der
Aufsichtsbehärde geben . Es ist daher

eine Üautomatische Genehmigung"
vorgesehen, womit sp„testens inner-
halb von drei Monaten Klarheit für die

Gemeinde besteht. Dies stellt einen

bedeutenden Beitrag zur Beschleuni-

gung der diesbezüglichen Verfahren

und zur Rechtssicherheit dar .

Priorit„ten setzen
Die notwendige Priorit„tensetzung bei
der Ausarbeitung der Örtlichen Raum-
ordnungskonzepte erfordert es auch, in
den verbleibenden eineinhalb Jahren

grä…ere Zurückhaltung bei Einzel-

widmungen von Bauland oder Sonder-

fl„chen zu üben. Dies liegt auch im eige-

nen Interesse der raumordnungsbe-
wu…ten Gemeinden, da Einzelwidmun-

gen die Gefahr eines ÜUnterlaufens" der
mit dem Örtlichen Raumordnungskon-
zept verfolgten Planungsabsichten
beinhalten und zudem Arbeitskapa-
zit„ten binden, die dringend für die
Örtlichen Raumordnungskonzepte ge-
braucht werden .

Ich habe daher die zust„ndigen Ab-
teilungen ersucht, ab sofort bei der
aufsichtsbehärdlichen Behandlung von
Einzelwidmungen wie folgt vorzu-
gehen :
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Die üFliegenden Kommissionen" in der
bisherigen Form werden eingestellt .
AntrÖge fÜr Einzelwidmungen mÜssen
vor Vorlage an das Amt vom Ortsplaner
aufbereitet und auf Gemeindeebene
vorberaten werden, sind hinsichtlich
des änderungsgrundes entsprechend
zu begrÜnden und es mÜssen dem
änderungsantrag jene Unterlagen bei-
geschlossen sein, die fÜr eine Beur-
teilung seitens des Amtes erforderlich
sind (insbesondere auch ortsplanerische

Stellungnahmen) . FÜr die Behandlung

solcher ütauglichen" AntrÖge wird es
auch weiterhin selektiv Besprechungen
vor Ort geben, nach M„glichkeit im
Zusammenhang mit Besprechungen,
die ohnehin im Zuge der Ausarbeitung
des …rtlichen Raumordnungskonzeptes
erforderlich sind .

Strenger Ma†stab fÜr
WidmungsÖnderungen
Bei der Beurteilung des wichtigen
Grundes fÜr die Einzelwidmung wird ein
strengerer Ma†stab angewendet, wobei
folgende Kriterien zur Anwendung

gelangen :

> Es mu† ein unmittelbarer Eigen-
bedarf oder ein „ffentlicher Bedarf
an Wohn- oder WirtschaftsflÖchen
gegeben sein und

> es mu† sich dabei um FlÖchen han-
deln, die im Verbund mit bestehen-
den Bauland stehen bzw . die der
Abrundung bestehenden Baulandes
dienen ;

> bei sonstigen FlÖchen mu† zumin-

dest anhand eines fortgeschrittenen
Entwurfes des …rtlichen Raumord-
nungskonzeptes nachgewiesen wer-
den, da† eine ‡bereinstimmung mit
den Zielen der „rtlichen Raumord-
nung gegeben ist-

> ein FlÖchenbedarf fÜr „ffentliche
Infrastruktureinrichtungen stellt
ebenfalls einen akzeptierbaren än-
derungsgrund dar ;

> Einzelwidmungen im Zusammen-
hang mit üSanierungsfÖllen" werden
nur dann akzeptabel sein, wenn sich
dabei im „ffentlichen Interesse gele-
gene Probleml„sungen realisieren
lassen ;

> ein Widerspruch gegen (Über„rt-

liche) Raumordnungsprogramme
bzw. Über„rtliche Rahmensetzungen
wird nicht akzeptiert. Im Falle des
Vorliegens Über„rtliche Rahmen-
setzungen ist eine Abweichung nur
auf Grundlage eines fortgeschritte-
nen Entwurfes des …rtlichen Raum-
ordnungskonzeptes diskutierbar.

Ich ersuche die Gemeinden, sich auf
diese geÖnderten ModalitÖten einzustel-
len . Die Erstellung der …rtlichen Raum-
ordnungskonzepte ist fÜr mich eine
unabdingbare Voraussetzung fÜr den
wirksamen Vollzug der Bestimmungen
der Raumordnung . Genehmigte …rtli-
che Raumordnungskonzepte werden
aber auch mehr Freiheit und Autonomie
in die Gemeindestuben bringen . Die
üHausaufgaben" zur Erstellung des …rt-
lichen Raumordnungskonzeptes sind
daher mit gro†er Sorgfalt zu erledigen .

Abschlie†end m„chte ich nochmals
darauf hinweisen, da† zur UnterstÜt-
zung einer vorausschauenden Boden-
politik in den Gemeinden das Instru-

ment des Bodenbeschaffungsfonds
eingerichtet wurde, welches den Ge-
meinden bei der Sicherstellung von
GrÜnden fÜr die Wohnbebauung an die

Hand geht .

Konrad Streiter

Landesrat

…ROK - Studie zur
Entwicklung
der BallungsrÖume
üWirtschaftliche Entwicklungsperspektiven fÜr die
„sterreichischen BallungsrÖume" ist der Titel einer
neuen Studie in der OROK - Schriftenreihe Nr.
134/1997. Aufbauend auf ein Gutachten des
…sterreichischen Instituts fÜr Raumplanung (OIR)
wird darin im ersten Teil eine Untersuchung der
Entwicklungstrends der europÖischen Stadtre-
gionen vorgenommen . Der zweite Teil beschÖftigt
sich mit den Trends und Perspektiven der üMittel-
stadtregionen" (LandeshauptstÖdte) Osterreichs .

Die zunehmende Einbindung …sterreichs in den
europÖischen und weltweiten Wirtschaftsraum und
die wachsende technologische Ausrichtung von
Wirtschaft und Gesellschaft zieht vor allem fÜr die
BallungsrÖume massive VerÖnderungen noch sich .
Stadtregionen treten in einen Standortwettbewerb
(üStÖdtewettbewerb"), wobei es nicht blo† um
Betriebsansiedlungen, sondern vielmehr um die
Entwicklung von konkurrenzfÖhigen Standortbedin-
gungen und die Schaffung üinnovatorischer
Milieus" geht. Die Verlagerung des wirtschafts-
politischen Instrumentariums weg von der direkten
Unternehmensf„rderung hin zur F„rderung des
Unternehmensumfeldes entspricht dieser Entwick-
lung . Eine offensive Regionalpolitik fÜr stÖdtische
Regionen wird damit zu einem wichtigen Kriterium
fÜr die Aufrechterhaltung der WettbewerbsfÖhig-
keit . Aufgrund der vielfÖltigen Verflechtungen hat
der wirtschaftliche Erfolg der BallungsrÖume auch
entscheidende Bedeutung fÜr die umgebenden
peripheren RÖume .

Diesen neuen Anforderungen stehen die HÖufung
regionalpolitischer und -wirtschaftlicher Problem-
lagen in den BallungsrÖumen gegenÜber Auch
mangelt es an der Einsicht, da† die Stadtregion als
üoperative Einheit" zu betrachten ist und dement-
sprechend gemeinsame strategische Zielsetzungen
und Umsetzungsmechanismen anzustreben sind .
So sind Fragen der Infrastrukturentwicklung, des
Standortmarketing sowie der Entwicklung von
Siedlung und Verkehr nur durch gemeinsames
Agieren der beteiligten Gebietsk„rperschaften
zukunftsweisend zu l„sen . In den „sterreichischen
Stadtregionen fehlen dafÜr noch weitgehend die
organisatorischen und institutionellen
Voraussetzungen .

Auch die Stadtregion Innsbruck wurde in die
Untersuchung mit einbezogen .

	

ˆ

Die Studie ist bei der GeschÖftsstelle
der …sterreichischen Raumordnungskonferenz
(OROK), A-1010 Wien, Hohenstaufengasse 3,
Tel : +431-535 34 44 erhÖltlich .
Die Kosten betragen 120 ATS.
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Im Brennpunkt

Tirol im Zeitraffer rüumliche Entwicklung

in den letzten 40 Jahren Elmar Berktold

Unser rüumliches Umfeld ündert sich . Einerseits so schnell wie in
keiner vorangegangenen Generation . Andererseits aber in so
kleinen Schritten, dass es von den Menschen gar nicht so recht
wahrgenommen und fÖr selbstverstündlich erachtet wird . Hier

entstand eine neue Siedlung, dort wurde eine neue StraÜe
errichtet, daneben ein Gewerbegebiet ausgewiesen . Die

Veründerungen haben in Summe wührend einiger weniger
Jahrzehnte eine durchgreifende Veründerung unseres
Lebensraumes mit sich gebracht. Gerade deshalb lohnt es sich,
einen Blick auf die lüngerfristigen Entwicklungen zu werfen .

Trends der letzten

Jahrzehnte

Viele der aufgezeigten Entwicklun-
gen sind nicht auf Tirol beschrünkte
Erscheinungen. Ihre Auswirkungen
stellen in einem Gebirgsland mit
beengten Verhültnissen jedoch eine
besondere Herausforderung dar.

Steigerung der
Mobilitüt

Sehr viele änderungen im rüumlichen
GefÖge lassen sich auf die Motorisie-
rung zurÖckfÖhren und auf die M„g-
lichkeiten, die sich erst mit der Verbrei-
tung des motorisierten Individual-
verkehrs ergeben. VerfÖgte 1960 noch
nicht einmal jeder fÖnfte Haushalt Öber
einen PKW, war der Ausstattungs-

grad in der ersten Hülfte der 70er
Jahre bereits auf Öber 50% ange-
wachsen . Um 1990 war - zu-
mindest statistisch - bereits die
Vollmotorisierung erreicht
(Abb . 1) .

Die rasante Ausbreitung der
PKW in der Zeit des
Wirtschaftsbooms zwi-
schen 1955 und 1974 be-
wirkte einen massiven Aus-
bau der Verkehrsinfrastruk-
tur des Landes. In hohem
Tempo wurden Bundes-
und LandesstraÜen er-
günzt, verbreitert und be-
gradigt . Vor allem die stark
anschwellenden Urlauber-

str„me von Deutschland nach
Italien und die damit verbunde-

nen sommerlichen Staus fÖhrten
ab 1958 zu Planung und Bau von

Brenner- und Inntalautobahn . Die
laufend stark wachsenden Verkehrs-
mengen fÖhrten dazu, dass in neuerer
Zeit die Belastungen von Mensch und
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Umwelt durch zu viel Verkehr erkannt

wurden . Seitdem wird versucht, Ver-
kehrsstrukturen einzuführen, welche
diese Belastungen wieder verringern
kÖnnen .

Trennung von
Wohn- und Arbeitsort
Die verbesserte Infrastruktur erhÖhte die
MobilitÜt der BevÖlkerung ungemein, in
kurzer Zeit konnten gro„e Distanzen
zurückgelegt werden . Durch diesen
Umstand war es erstmals in der Ge-
schichte für viele Menschen mÖglich,
den Wohn- und den Arbeitsort ausein-
anderzulegen .

StÜdter konnten auf das Land ziehen,
aber weiter in der Stadt arbeiten . Vom
Hof weichende Bauernkinder mu„ten
nicht mehr in einen Zentralraum ziehen,
sondern konnten sich in ihrer gewohn-
ten Umgebung ein Haus bauen und
tÜglich zur Arbeit pendeln . Mit dem
Wirtschaftsaufschwung der 60er Jahre
begann der Boom der Einfamilien-
haussiedlungen in den lÜndlichen Ge-
bieten .

Mit dem Ausbau der Stra„enverbin-
dungen, vor allem aber mit dem Bau
der Autobahnen, vergrÖ„erten sich
nach und nach die Pendeldistanzen und
verlagerten sich die Schwerpunkte der
Siedlungserweiterungen . Im Zentral-
raum um Innsbruck, aber auch in etli-
chen grÖ„eren zentralen Orten wird
diese Entwicklung durch die stark stei-
genden Grundpreise verstÜrkt . So hat
sich im Bereich zwischen Zirl und Telfs
die Siedlungsentwicklung in den 80er
Jahren nach Fertigstellung der Auto-
bahn deutlich beschleunigt, wÜhrend
sie in Nachbargemeinden von Inns-
bruck merkbar zurückgegangen ist .

Als weiterer Effekt der erhÖhten Mobili-
tÜt ist seit den 70er Jahren fast im
gesamten Inntal und in den restlichen
Landesteilen um einige zentrale Orte die

Tendenz zu beobachten, dass an der
Peripherie und auf der grünen Wiese
gro„flÜchige Gewerbegebiete entste-

hen . An Stadt- und OrtsrÜndern finden
sich seit etwa 1970 immer mehr Gro„-
formen des Handels mit ausgedehnten
ParkplÜtzen .

Tab . : Tirol - Vergleich von Kennziffern für 1950 und 1990

WohnbevÖlkerung

Privathaushalte

bewohnte Wohnungen
Wohnungen gesamt

HÜuser / GebÜude

BerufstÜtige gesamt
BerufstÜtige 1 . Sektor

BerufstÜtige II . Sektor

BerufstÜtige III . Sektor

PKW und Kombi
NÜchtigungen Sommer

NÜchtigungen Winter

1950151

427 .465

114 .885
111 .898

113 .650

59.333
205.637

75.034

65.431

62.657
3.232

1,749.453

592.993

1990/91

631 .410

219 .783
215 .603

249 .774

138 .537
294 .131

11 .956

96 .390
185 .785

220 .481

23,561 .062

21,774 .674	+3572
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Abb. 1 : PKW und Kombi je 1 .000 Haushalte in Tirol

1960

Tourismus als
MassenphÜnomen
Die zunehmende Mobilisierung ermÖg-
lichte auch eine rasante Ausweitung des
Tourismus. So kamen die UrlaubsgÜste
auch in Tirol nach und nach in alle TÜler,
wobei sich die Schwerpunkte im Laufe
der Zeit rÜumlich und saisonal verlager-

1970 1975

	

1980

	

1985

	

1990

	

1995

ten . Zuerst eroberten wÜhrend der 60er
Jahre die Sommerurlauber vor allem die

tiefergelegenen Talbereiche . Dabei ver-

doppelten sich die …bernachtungszah-
len in nur wenigen Jahren, stagnierten
jedoch in der Folge mit der VerÜn-
derung des Urlaubsverhaltens . Um
1980 erlebte der Wintertourismus eine
stürmische Entwicklung, bis auch dieser
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ein offensichtliches Süttigungsniveau
erreichte (Abb . 2) . Seither erfolgt eine
zunehmende Konzentration des Winter-
tourismus in den hÖher gelegenen
Landesteilen .

Entsprechend der Nachfrage veründerte
sich nach und nach das Aussehen vieler

Tiroler Orte, vor allem aber auch deren
GrÖÜe. So erlebten ehemalige Abwan-
derungsgebiete vieler Seitentüler einen
Bauboom, wie ihn sonst fast nur Zen-
tralrüume kennen. Dieser beschrünkt
sich nicht nur auf neue Güsteunter-
känfte, im Gefolge werden auch Ge-
büude fär Handels- und Handwerks-
betriebe sowie WohnmÖglichkeiten fär
die im Tourismus Beschüftigten be-
nÖtigt .

Aber auch die touristische Infrastruktur
prügt zunehmend das Landschaftsbild .
Die ErschlieÜung der Schigebiete fand
hauptsüchlich Ende der 60er und in den
70er Jahren statt. 1960 gab es in Tirol
erst 168 Seilbahnen und Lifte . Bis 1981
war ihre Zahl bereits auf 1 .200 angestie-
gen . Seither nimmt die Zahl der Auf-
stiegshilfen nur mehr geringfägig zu,
das Wachstum verlagerte sich auf die

BefÖrderungskapazitüt der Liftanlagen .

Abb. 2: Entwicklung der Sommer- und Winternüchtigungen
in Tirol (in Millionen)
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Räckgang der Landwirt-
schaft und wirtschaftlicher
Strukturwandel
Die Tiroler Landwirtschaft erlebte in den
vergangenen 40 Jahren eine geradezu
dramatische Entwicklung . Die Bewirt-

1975 1980 1985 1990 1995

Sommer

schaftungserschwernisse durch Steilheit
und alpines Klima sowie die Nachteile
der kleinbetrieblichen Struktur konn-
ten durch Grundzusammenlegungen,
agrartechnische MaÜnahmen und zu-
nehmende Mechanisierung nur teilwei-
se aufgefangen werden . Die Zahl der
landwirtschaftlichen Betriebe sank von
27.900 (1951) auf 19 .700 (1990) . Der
Anteil der Voll- und Zuerwerbsbetriebe
verminderte sich in diesem Zeitraum
von 72% auf 33% . Die Quote der
primür von der Landwirtschaft lebenden
Berufstütigen ging gar von 36% auf 4%

zuräck .

Das Entstehen nichtlandwirtschaftlicher
ErwerbsmÖglichkeiten auch im lündli-
chen Raum bildete die Voraussetzung
fär die starke Zunahme der Nebener-
werbslandwirtschaft . Diese trügt ent-
scheidend mit dazu bei, daÜ der Räck-
gang bei den landwirtschaftlichen
Intensivflüchen weitaus weniger rapide
verlief als bei den Beschüftigten oder
Betrieben, nümlich von 167 .900 ha
(1951) um 32% auf 114 .300 ha (1990)
und daÜ der Rinderbestand sogar leicht
zunahm (von 188.100 auf 207.600) .

Trotz stark abnehmender wirtschaftli-

cher Bedeutung der landwirtschaftli-
chen Produktion kann die Tiroler Land-
wirtschaft ihre gesamtwirtschaftliche
und gesellschaftliche Aufgabe der Ge-
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Modernes Gerüt fÖr die Berglandwirtschaft

staltung und Pflege der Kulturlandschaft
noch weitgehend aufrechterhalten .

Allerdings ist es in landschaftlicher
Hinsicht vor allem in den Gunstlagen
durch Zusammenlegungen und Melio-
rierungen doch auch zu einem be-
trüchtlichen Verlust an Vielfalt und bele-
benden Kleinelementen gekommen,
wobei seit geraumer Zeit landschafts-
schonende und -gestaltende Aspekte
bei derartigen MaÜnahmen vermehrt
berÖcksichtigt werden .

Abb . 3 mit der Entwicklung der Anteile
der drei Wirtschaftssektoren lüÜt den
drastischen RÖckgang der Land- und
Forstwirtschaft in den 50er und 60er
Jahren erkennen . Die Darstellung zeigt
zugleich den Umbruch der gesamten
Wirtschaftsstruktur des Landes, der vor
allem vom kontinuierlichen Anwachsen
des tertiüren Sektors geprügt ist : Der

Tourismus, aber auch andere Dienst-
leistungsbereiche, haben in den letzten
Jahrzehnten einen enormen Auf-

schwung erlebt .

Gute wirtschaftliche
Entwicklung und
zunehmender Wohlstand
Der Wirtschaftsaufschwung in der
Nachkriegszeit bewirkte seit den 60er
Jahren gute Beschüftigungsmäglich-

keiten in den meisten Landesteilen . So
haben die Arbeitsplütze im produzieren-
den Sektor und in den Dienstleistungs-

berufen in den letzten Jahrzehnten lau-
fend stark zugenommen, insgesamt
haben sie sich zwischen 1951 und 1991
mehr als verdoppelt. Dabei hat sich

jedoch in der Herkunft der Arbeitskrüfte

Abb. 3: Prozentuelle Anteile der Tiroler Beschüftigten im primüren,
sekundüren und tertiüren Sektor

70

ein Wandel vollzogen. Bis etwa 1970
lüÜt sich ein guter Teil des Zuwachses
auf jene Menschen zurÖckfÖhren, die
der Land- und Forstwirtschaft den

RÖcken gekehrt haben . Spüter ist die

Zunahme der Berufstütigen im sekun-
düren und tertiüren Sektor vor allem in
einer zunehmenden Frauenbeschüf-
tigung und im Eintreten geburtenstar-
ker Jahrgünge in das Berufsleben be-
grÖndet .

Die insgesamt sehr gute wirtschaftliche
Entwicklung hat zwar auch problemati-
sche Begleiterscheinungen, vor allem
einen beachtlichen Grundverbrauch,
auf jeden Fall hat sie aber Wohlstand in

unser Land gebracht. So liegt das

Wachstum der regionalen Wertschäp-
fung der drei westlichen Bundeslünder
zwischen 1960 und Anfang der 90er
Jahre deutlich vor den anderen Bundes-
lündern. Nach der Wirtschaftskraft je
Einwohner gemessen, liegt Tirol hinter
Wien, Salzburg und Vorarlberg an vier-
ter Stelle der ästerreichischen Bundes-
lünder. Diese positive Entwicklung hat
dazu gefÖhrt, dass Tirol innerhalb „ster-
reichs Öber Jahrzehnte ein Zuwande-
rungsland ist .

1951 1961

	

1971

	

1981

1 . Sektor

	

II. Sektor n III. Sektor

1991
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Abb. 4 : Entwicklung von Bevülkerung, Haushalten und GebÖuden in Tirol.
Zur besseren Vergleichbarkeit werden Indexwerte verwendet, die den
jeweiligen Wert von 1951 als Basis haben .
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Entwicklung von
Bevülkerung und
Haushalten
Die Wanderungsgewinne machen je-
doch nur ein Drittel des gesamten

Bevülkerungszuwachses aus . Der weit-
aus Überwiegende Teil der gesamten
Zunahme beruht auf den in Tirol
Geborenen . Besonders viele Geburten
gab es dabei im Jahrzehnt des „Baby-
Booms", den 60er Jahren . Insgesamt ist
die Tiroler Bevülkerung seit 1950 um
etwa 230 .000 Personen d .h. um mehr
als die HÖlfte angestiegen .

Nun wird oft angenommen, dass der
Wohnungsbedarf ausschlie…lich auf die
Zunahme der Bevülkerung zurÜckzu-
fÜhren ist. Dabei wird ein zusÖtzlicher
Einflussfaktor Übersehen : In der Regel
wird fÜr jeden neu gegrÜndeten Haus-
halt eine Wohnung benütigt . Nun hat
aber in den letzten Jahrzehnten die
durchschnittliche Personenzahl je Haus-
halt durch verÖndertes Sozialverhalten
rapide abgenommen, und zwar von 3,7
im Jahr 1961 auf 2,8 im Jahr 1991 . In

Bevülkerung - _,_ - Haushalte GebÖude

stÖdtischen Bereichen kann dieser Wert
sogar bei 2 Personen je Haushalt liegen .

Grund dafÜr ist neben der Abnahme der
Kinderzahl je Familie vor allem das star-
ke Anwachsen der Single-Haushalte,
seien es allein lebende jÜngere Men-
schen, Geschiedene oder verwitwete
Senioren .

Die prozentuelle Zunahme der Haus-
halte und der Wohnungen liegt somit
deutlich Über dem Bevülkerungszu-
wachs. Noch hüher ist die Zunahme der
GebÖude, da in den letzten Jahrzehnten

vermehrt GebÖude ohne Wohnungen
errichtet werden, z .B . gewerbliche Ob-
jekte, üffentliche GebÖude oder touristi-
sche Einrichtungen (Abb . 4) .

änderungen der
Siedlungs- und
Baustruktur

Bis Ende der 50er Jahre sind zwar die
zentralen Orte und einige Industrie-
gemeinden deutlich gewachsen, in den
lÖndlichen Gebieten sind die Siedlun-
gen jedoch Über lange ZeitrÖume in

Heft 15 . Juli 1998

Das Ortszentrum von Brixen im Thale (Bez. KitzbÜhel) in den 30er Jahren
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ihrem Umfang ungeführ gleich geblie-
ben. Dies hat sich mit der Verbreitung
der freistehenden Einfamilienhüuser in
kÖrzester Zeit geündert, da diese Ver-
bauungsart der mit Abstand grÜäte
Grundverbraucher ist. Wührend sich in
den 30 Jahren nach 1960 die Zahl der
Gebüude und der bewohnten Wohnun-
gen jeweils knapp verdoppelt hat, stieg
die Zahl der Ein- und Zweifamilien-
hüuser im selben Zeitraum beinahe auf
das Dreifache an .

Abb. 5 zeigt ganz klar, dass Einfamilien-
hüuser, zu denen in der Statistik auch
die Reihenhüuser zühlen, fast doppelt so
viel Grund je Wohneinheit verbrauchen
wie Zweifamilienhüuser. Hingegen ist
bei kleineren Geschoäwohnbauten
gegenÖber Groäeinheiten kaum mehr
ein Einsparungspotential gegeben . Den
enormen Grundverbrauch belegt zu-
sützlich der Umstand, dass sich in Ein-
familienhüusern nur ein Drittel aller
Tiroler Wohnungen befindet, diese je-
doch annühernd zwei Drittel der Flüche
der Wohnsiedlungen einnehmen . Als
Konsequenz haben sich in den 30
Jahren zwischen 1960 und 1990 die

Abb. 5: Grundverbrauch in m 2 je Wohneinheit in Tirol nach Anzahl
der Wohnungen im Gebüude
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Siedlungsflüchen in Tirol ungeführ ver-
doppelt, im Zentralraum um Innsbruck
und im Unterinntal war das Wachstum
noch stürker.

Aufgrund der stark gestiegenen Grund-
preise und wegen geünderter gesetzli-
cher Bestimmungen und FÜrderungs-
richtlinien hat in den letzten Jahren die
durchschnittliche Grundflüche je Ein-
familienhaus wieder abgenommen . Bei
den Neubauten ist auch der Anteil der
Ein- und Zweifamilienhüuser deutlich
zurÖckgegangen, wührend der Anteil
der Wohnungen, die im ZÖge von Zu-
und Umbauten entstanden sind, stark
im Vormarsch ist. Der schon angespro-
chene Zuwachs an Wohlstand spiegelt
sich auch gut in der Ausstattung der
Hüuser und Wohnungen wider: 1951
waren noch knapp 50.000 bewohnte
Wohnungen bzw. 45% ohne Wasser-
installation, 1961 immerhin noch 18%,
1971 jedoch nur mehr 6% bzw. 9.000
Wohnungen . Die Zahl der Wohnungen
und Einfamilienhüuser mit Zentral- oder
Etagenheizung ist von 34 .000 im Jahr
1971 auf 138 .000 im Jahr 1991 ange-
stiegen .
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Dynamische Entwicklungen erfordern
Flexibilitüt in der Raumordnung
Die ersten Instrumente der Örtlichen
Raumordnung in Tirol waren die Ver-
bauungsplüne nach der Tiroler Landes-
bauordnung, mit deren Erstellung in
den 30er Jahren begonnen wurde .

Gegen Ende der 60er Jahre verfÜgten
rund 40% der Tiroler Gemeinden Über
derartige Verbauungsplüne. Darin wur-

de auch zwischen Bauland und Freiland
unterschieden, allerdings meist mit
recht groäzÜgig bemessenen Dimen-

sionen des Baulandes .

Landesplanerische Aktivitüten erfolgten

damals ausschlieälich auf politischer
und fachlicher Ebene ; eine eigene

Rechtsgrundlage dafÜr gab es nicht .

Raumordnungsgesetz
1972
Aufgrund der in den 60er Jahren einset-
zenden Entwicklungsdynamik und des
Erkennbarwerdens damit verbundener
Probleme wurde 1972 das erste Tiroler
Raumordnungsgesetz als rechtliche
Grundlage der Örtlichen Lind der Über-
Örtlichen Raumordnung erlassen .

Einen Schwerpunkt bildete darin die
Verpflichtung der Gemeinden zur Erlas-
sung von Flüchenwidmungplünen . Bis
1980 verfÜgte die Hülfte, bis 1983
90% der Gemeinden Über genehmigte
Flüchenwidmungsplüne . Dabei ist deut-
lich erkennbar, wie sich die eher
groäzÜgige Baulandausweisung der
frÜhen Plüne im Laufe der Zeit deutlich
zu bodensparenderen Ansützen wandel-

te. Die bereits im TROG 1972 enthalte-
ne Verpflichtung zur Erstellung von
Bebauungsplünen wurde nur zaghaft

eingehalten, wobei weitergeltende
„alte" Verbauungsplüne die Bilanz auf-

besserten .

In der ÜberÖrtlichen Raumordnung
wurde in den 70er Jahren zunüchst das
ehrgeizige Ziel verfolgt, in einem
ganzen BÜndel von Rahmenprogram-
men, Fachkonzepten und Regionalpla-
nungen alle ÜberÖrtlich relevanten
Anliegen abzudecken . …berschieäende
Erwartungen in die Wirksamkeit dieser

Planungen muäten bald auf ein reales

Maä zurÜckgenommen werden und
fÜhrten letztlich zu einer problem- und
wirkungungsorientierten Vorgehens-

weise .

Um dem Ausufern von Zweitwohnsitzen
in Form von Apartmenthüusern, Ferien-
dÖrfern und Wochenendsiedlungen
begegnen zu kÖnnen, wurden 1973 in
einer ersten Raumordnungsgesetz-

Novelle entsprechende Sonderbestim-
mungen eingefÜgt .

Wenig spüter wurden die Konzentra-
tionstendenzen im nahversorgenden
Handel so deutlich erkennbar, daä auch
hier Regelungsbedarf gesehen wurde .
1976 fÜhrte dies zur Schaffung der
„Einkaufszentren-Regelung" im Rah-

men der 2 . TROG-Novelle. Die vorerst
nur fÜr den Lebensmittelbereich vorge-
sehenen Bestimmungen wurden 1990

im Rahmen der 6. TROG-Novelle auf
alle Groäformen des Handels ausge-
dehnt und beschüftigen die Raumord-

nungsdienststellen seither zweifellos in
einem Überproportionalen Maäe .

Raumordnungsgesetz
1994
Die zwischenzeitig sich weiter beschleu-
nigenden rüumlichen Veründerungs-
prozesse, die Problematik Übergroäer
Baulandreserven, aber auch die Sorge
um das Ausufern der Zweitwohnsitze
nach vollzogenem EU-Beitritt fÜhrten
1994 nach intensiven Vorarbeiten zur
Erlassung des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes, das sich von seinem Vor-
günger doch sehr massiv unterscheidet .

Zentrale Punkte waren die EinfÜhrung
der Örtlichen Raumordnungskonzepte
als neues oberstes Instrument der Örtli-
chen Raumordnung, die EinfÜhrung
einer aktiven Bodenpolitik der Gemein-
den („Vertragsraumordnung") und
deren UnterstÜtzung durch den Boden-
beschaffungsfonds, sowie eine sehr
restriktive Freizeitwohnsitz-Regelung .

Erkenntnisse des VfGH zur Freizeitwohn-
sitzregelung, aber auch das generelle

Heft 15 . Juli 1998

Bestreben des Landesgesetzgebers zur
Deregulierung und Vereinfachung von
Verfahrensablüufen, zogen zwischenzei-
tig eine Neuerlassung als TROG 1997

und weitere Novellen nach sich .

Die ÜberÖrtliche Raumordnung wurde
von den rechtlichen Neuerungen seit
1994 nicht in so starkem Maäe tangiert .

Sehr wohl hat sie seither aber in ihrer
praktischen DurchfÜhrung einen star-
ken Wandel erfahren . Das Bestreben in

den 80er und frÜhen 90er Jahren, der
ÜberÖrtlichen Raumordnung mehr
rechtliche Relevanz und bindende
Wirkung zu verleihen (etwa in Form der
Ausweisung von landwirtschaftlichen
Vorrangflüchen oder GrÜnzonen) stieä
auf zunehmende Akzeptanzprobleme .

Die notwendige Koordination mit der in
Gang kommenden Ausarbeitung der
Örtlichen Raumordnungskonzepte er-
forderte neue Vorgehensweisen bei den
regionalen Planungen in Form der
„ÜberÖrtlichen Rahmensetzungen",
Über die in RO-INFO schon mehrfach

berichtet wurde . DarÜber hinaus erweist
es sich (und Beispiele wie die Seilbahn-
grundsütze, das Golfplatzkonzept und
das Rohstoffgewinnungskonzept Unter-
inntal belegen dies), dass gegenÜber
frÜher in ungleich hÖherem Maäe
kooperative Informations-, Planungs-
und …berzeugungsprozesse erfolgsbe-
stimmend sind und nicht die formale
DurchfÜhrung der Planungen . Die
rechtliche Fundierung der ÜberÖrtlichen
Raumordnung (verordnete Raumord-
nungsprogramme als einziges Instru-
ment) und deren tatsüchliche Hand-
lungsmÖglichkeiten und -notwendig-
keiten decken sich daher nicht mehr .
Hier wird fÜr die Zukunft Diskussions-

bedarf gesehen .

Entwicklung ist Wandel, ist Verün-

derung . Diesen Wandel wird es in Tirol

weiterhin geben und geben mÜssen . Im
jÜngst von der Landesregierung be-

schlossenen Tiroler Wirtschaftleitbild
wird dabei der Weg einer nachhaltigen
Entwicklung eingefordert .

Die Raumordnung hat dazu beizutragen
und wird dabei ebenfalls in ihren
Instrumenten, Vorgehensweisen und
Inhalten weiterhin eine zielorientierte
Flexibilitüt beweisen mÜssen .

	

†
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AGENDA 2000 bringt Neuausrichtung Carola Jud

der EU-Regionalpolitik

Mit der AGENDA 2000 werden wesentliche Weichenstellungen
fär die Entwicklung der Europüischen Union vorgenommen .
Eine davon betrifft die Reform der Strukturfonds und damit die
EU-Regionalpolitik . Daraus ergeben sich auch maÜgebliche
Auswirkungen fär Tirol.

So wurden am 18 . Mürz von der Durch eine gezielte Reduzierung der

Europüischen Kommission die Entwärfe groÜen Anzahl von Programmen und

zur Neugestaltung der Strukturfonds- durch Straffung und Vereinfachung der

verordnungen fär die 3 . Programmpla- Ablüufe und Strukturen sollen - trotz

nungsperiode (2000-2006) vorgelegt . notwendiger budgetürer Restriktionen -
die Ergebnisse weiter verbessert

und die Transparenz ge-
steigert werden .

Das Ziel 5b-Programm zur Entwicklung
des lündlichen Raumes wird es in der
heutigen Form nach 1999 nicht mehr

geben . Im Zuge der Konzentration wird

an seiner Stelle ein ÖZiel 2 neu"

geschaffen, das gleichermaÜen im lünd-
lichen Raum, in Industriegebieten mit
räcklüufiger Entwicklung und auch in
stüdtischen Problemgebieten zur An-
wendung kommen soll . Die Kriterien fär
die Abgrenzung dieser neuen Ziel-2-
Gebiete werden derzeit intensiv disku-
tiert . Das Anliegen Tirols ist es natärlich,
daÜ auch solche Kriterien Beräcksich-
tigung finden, die fär den alpinen
Bereich typisch sind und uns daher
Chancen er„ffnen, an den neuen Ziel-2-
Gebieten teilzuhaben .

Sehr deutlich zeichnet sich allerdings
der Wille der Europüischen Kommission
ab, das AusmaÜ dieser Zielgebiete
(gemessen am

	

dort lebenden
Bev„lkerungsanteil) deutlich zu
reduzieren . Aus „sterreichischer
bzw. Tiroler Sicht zielen die
Verhandlungen diesbezäglich
darauf ab, diese Reduzierung
in Öertrüglichen" Grenzen zu
halten .

Weiterhin Anwendung fin-
det jedenfalls - entspre-

hend den drei Struktur-
fonds EAGFL, EFRE und ESF

- die ÖDreiteilung" des Pro-

grammes in die Bereiche
ÖLandwirtschaft", ÖSekto-
ren auÜerhalb der Landwirt-
schaft (Wirtschaftsf„rde-
rung)" und ÖArbeitsmarkt

und Qualifizierung" . Dabei soll
jedoch die Umsetzung integrati-

ver, vernetzter Projekte in
Hinkunft erleichtert werden .

Fär bisherige Zielgebiete, die diesen
Status nach den neuen Bestimmungen
verlieren werden, stellt die Kommission
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Weiler Greit bei Pfunds (Oberinntal)

eine übergangsregelung zur Abfede-
rung von HÖrten in Aussicht . Es geht
darum, daÜ dieser äübergangstopf"
bestm„glich dotiert und der übergangs-
zeitraum groÜz…gig bemessen wird .

Im Rahmen der geplanten Konzentra-
tion der Gemeinschaftsinitiativen sollen
letztlich die grenz…berschreitende,
transnationale und interregionale Zu-
sammenarbeit, die Entwicklung des
lÖndlichen Raumes und die BekÖm-
pfung der Ausgrenzung aus dem Ar-
beitsmarkt bestehenbleiben . Die f…r
Tirol bedeutsamen Gemeinschaftsinitia-
tiven LEADER und INTERREG wird es
somit auch in der nÖchsten Struktur-
fondsperiode wieder geben . An den
neuen Richtlinien hief…r wird seitens der
EuropÖischen Kommission ebenfalls
schon gearbeitet. Die f…r Tirol zu erwar-
tenden Auswirkungen sind derzeit
jedoch noch nicht konkret abschÖtzbar .

Seitens der zustÖndigen Tiroler Stellen
wird jede Gelegenheit genutzt, die Lan-
desanliegen im Rahmen formeller und
informeller Kontakte an die zustÖndigen
Kommissionststellen heranzubringen .

Im Zuge der Umsetzung der Program-
me soll generell eine Vertiefung der
Partnerschaft mit den Regionen, Ge-
meinden und Sozialpartnern stattfin-
den; neben Verbesserungen in Effizienz
und Kontrolle soll auch ein einfacheres,
aber strengeres System der Finanzver-
waltung in die Abwicklung einflieÜen .

Das Bundesland Tirol hat wie auch die
anderen betroffenen LÖnder die M„g-
lichkeit, in den kommenden Monaten
sowohl in eigens daf…r eingerichteten
Gremien wie auch in direktem Kontakt
mit der EuropÖischen Kommission seine
speziellen Anliegen und Positionen dar-
zulegen. F…r die EuropÖische Kommis-
sion gilt es, die vielfÖltigen Probleme
aller 15 EU-Mitgliedsstaaten äunter
einen Hut zu bringen" und in Kompro-
miÜl„sungen bestm„glich zu ber…ck-
sichtigen .

Unter der „sterreichischen FU-PrÖsi-
dentschaft wÖhrend der zweiten Jahres-
hÖlfte 1998 soll die Diskussion zur
Reform in wesentlichen Teilen abge-
schlossen werden .
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Kurs%9
Umsetzung des
Ziel-5b-Programmes
Tirol
Die im Zuge der Umsetzung des Ziel-5b- (und

LEADER-I1-) Programmes Tirol zwingend vor-
geschriebene Zwischenbewertung konnte mit
Ende April 1998 in einer vorlÖufigen Fassung
prÖsentiert werden . Das Ergebnis des Berich-

tes, dessen Aussagen sich f…r die Endfassung
im wesentlichen nicht mehr verÖndern werden,
ist durchaus positiv : Die Mittelaussch„pfung
wie auch die inhaltlichen Fortschritte werden
als durchaus zufriedenstellend eingestuft .
Positive regionale Effekte sind erkennbar.
Tirol liegt damit insgesamt im „sterreichischen
Durchschnitt und wird die geplanten Ziele vor-
aussichtlich erreichen .

Zum Stichtag 31 . 12 .1997 wurden f…r Tiroler
Ziel -5b-Projekte F„rdergelder in H„he von
insgesamt 692 Mio . ATS gebunden . Davon
entfallen auf den Bereich Landwirtschaft
(EAGFL) 288 Mio . ATS, auf die Sektoren
auÜerhalb der Land- und Forstwirtschaft
(EFRE) 301 Mio . ATS und auf MaÜnahmen
im Bereich Arbeitsmarkt/Qualifizierung (ESF)
103 Mio . ATS .

Damit konnten bereits 58% des gesamten,
f…r die Laufzeit 1995 - 1999 genehmigten
Mittelvolumens an Projekte gebunden werden .
Da durch den spÖten Programmstart im
Dezember 1995 de facto erst mit Ende 1997
Halbzeit erreicht wurde, kann von einem

respektablen Ergebnis gesprochen werden .

Dieses gute Ergebnis ist nicht zuletzt dem

Engagement der Akteure in den Regionen wie
auch der abwickelnden Stellen zu verdanken .

F…r die äSchl…sselbereiche" des Ziel 5b-
Programmes (MaÜnahmen zur Erhaltung und
Schaffung von ArbeitsplÖtzen, Erh„hung der
AttraktivitÖt einer Region, StÖrkung der
WettbewerbsfÖhigkeit von Betrieben, u .Ö .)
sind weiterhin ausreichend Mittel
vorhanden!

	

†

Das Einreichen von ProjektantrÖgen im
Rahmen von EU-Regionalprogrammen ist
noch bis Ende September 1999 m„glich!
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ÖAuf in die Ge-Steinzeit - Der Aufbau des

Geozentrums Imst und Umgebung

Die geologischen Ressourcen nutzen und Güsten wie Einheimischen
nüherbringen, das ist das Ziel des Projektes ÖGeozentrum Imst und
Umgebung". Es wurde von Herrn Univ. Prof. Dr. Helfried Mostler,
Institut fÜr Geologie an der Universitüt Innsbruck, fÜr die Region
um den Tschirgant, den Hausberg von Imst, fachkundig konzipiert .

Das Projekt baut auf den vielfültigen
geologischen Schützen und der berg-
baulichen Vergangenheit dieser Region
auf. Neben dem Abbaugebiet Schwaz
im Tiroler Unterland galt die Tschirgant-
Region als Abbauzentrum des Ober-

landes . Mit Hilfe eines attraktiv aufberei-
teten Angebotes kännen Interessierte
schon bald ihr Wissen Über die Geologie
und den Bergbau im Raum Imst vertie-
fen und dabei die ÖMaterie Stein" in ver-
schiedenen Erlebniswelten erfahren .

Carola Jud und Anette Mayr

und Umgebung" fungieren, die vor der
GrÜndung steht und sich aus einer (vor-
erst kleineren) Gruppe von Tourismus-
verbünden und Gemeinden aus dem
Raum Imst sowie einer wissenschaft-
lichen Plattform zusammensetzt .

Ab Juni 1998 werden Über die einge-
bundenen Tourismusverbünde und
Gemeinden erste FÜhrungen zu den
Orten des Bergbaues in dieser Region
angeboten . Diese Exkursionen sind ein
Teilprojekt im Rahmen des Geozen-
trums Imst und Umgebung und finden
unter fachkundiger FÜhrung von
geschulten Personen der Universitüt
Innsbruck sowie Herrn Dr. Peter Gstrein
als einem der Landesgeologen statt . Der
Stein wird dabei zur lebendigen Materie
Öerweckt" : Der Teilnehmer soll den
Stein fÜhlen, seinen Geruch wahrneh-
men, seine Geschichte kennenlernen .
Schäne Gesteinsexemplare kännen
au„erdem gesammelt und von
einem Steinmetz auf Wunsch zu
ÖGeokunst" weiterverarbeitet
werden .

Ab 1999 wird man sich
zudem auch an ausgewiese-
nen Lehrpfaden mit Hilfe
von Schautafeln informie-
ren kännen, welche die
interessante Materie auch
dem Individualisten nüher-
bringen .

FÜr das Geozentrum Imst
und Umgebung ist in wei-
terer Folge der Aufbau
eines Informationszentrums
geplant, das auch ein ÖErleb-
nismuseum Geologie" beher-

bergen soll. DafÜr ist derzeit der
Kalvarienberg von Imst, das
ÖBergl", als mäglicher Standort im

Gesprüch .

Die Tourismusverbünde und Gemein-
den der Region ziehen an einem Strang
und bilden eine Arbeitsgemeinschaft,
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Univ. Prof. Dr. Helfried Mostler mit Interessierten bei einer Begehung (Okt . 97)

welche die Umsetzung leitet . Diesem

Gremium gehürt auch eine wissen-

schaftliche Plattform an, die sich unter
anderem aus Vertretern der UniversitÖt

Territorialer
BeschÖfti ungspakt
Tiroler Oberland und
Auäerfern (TEP)
Im Rahmen des Territorialen BeschÖftigungs-
paktes Tiroler Oberland und Auäerfern (TEP)
werden 1998 folgende Schwerpunktbereiche
bearbeitet:

A. Regionale Wertschüpfunq (Positionierung
der Region als attraktiven Wirtschaftsstandort,
bessere Nutzung der regionalen Ressourcen,
StÖrkung der regionalen Wirtschaftsstruktur)

B . Verbesserung der Berufseinstiegschancen fÜr
Jugendliche (z.B . Anreize fÜr Unternehmen zur
Einstellung von Lehrlingen, UnterstÜtzung in der
Berufswahl, Erhühung der QualitÖt der Lehre, . . .)

C. Innovative Arbeitsmarktmodelle
(Verbesserung der Rahmenbedingungen fÜr
die Schaffung neuer ArbeitsplÖtze) .

Innsbruck und des Landes Tirol zusam-
mensetzt und das Projekt betreut und

begleitet . Sie ist fÜr Ideenfindung
und Projektkonzeption verantwortlich,

Folgende Projekte befinden sich derzeit
in Ausarbeitung :

NAHVERSORGUNG:

Pilotgemeinden qesucht! FÜr eine Teilnahme am
Pilotprojekt †Pro Nahversorgung" werden noch
interessierte Gemeinden - speziell aus dem
Bezirk Reutte, grundsÖtzlich jedoch tirolweit -
gesucht. Dieses Pilotprojekt soll der Verbesse-
rung der Nahversorgungssituation dienen .

Kontaktperson: Mag . Jakob Egg,
Regionalmanager Landeck (Verein MIAR),
Schentensteig l, Landeck, Tel. 05442-67804 .

BEDARFSSTUDIE ZUM
HAUSHALTS-SERVICE:

In Diskussion steht derzeit die Bedarfsstudie
†Haushalts-Service" zum Thema †Frauen (in
Teilzeitarbeit) bieten Dienstleitungen im Haus-
haltsbereich (Reinigungsarbeiten, EinkÖufe,
etc .) an", die Über den Territorialen BeschÖfti-
gungspakt (nach Genehmigung des Steuerungs-
teams) in Auftrag gegeben werden soll . Die
DurchfÜhrung wird voraussichtlich wÖhrend der
Monate Juni bis August 1998 erfolgen, die
Fertigstellung ist fÜr September 1998 geplant.

Erhoben werden sollen die Arten benütigter
Haushaltsdienste, zu welchen Zeiten Bedarf
besteht, sowie die Preisakzeptanz potentieller

auäerdem stellt sie die notwendige
Einbindung verschiedener Wissenschaf-

ten sicher.

FÜr die Startphase des Projektes wurde
vorerst eine kleinere Anzahl von Touris-
musverbÖnden bzw. Gemeinden im
Raum Imst eingebunden . In weiterer
Folge sollen aber auch die angrenzen-
den Regionen des Inn-, Pitz- und „tztals
in die Umsetzung integriert werden .

Das Geozentrum Imst und Umgebung
wird damit Überregionale Bedeutung
erlangen und das touristische Angebot
des Oberinntals sicher um eine span-
nende Facette bereichern .

	

…

KONTAKTADRESSE:

Verein IRI (Initiative Regionalentwick-
lung und Raumordnung im Bezirk
Imst), DI Anette Mayr, Tel. OS412-
66101 oder 0663-9655859, e-mail:
verein . iri@ tirol. com

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Kunden . Befragt werden Privatpersonen und
Firmen in den Bezirken Imst, Landeck u . Reutte .

Kontaktadresse: DI Anette Mayr, Regional-
managerin Imst (Verein IRI), Ing . Ballerstraäe 1,
Imst, Tel. und Fax : 05412-66101

STANDORTMARKETING TIROLER

OBERLAND UND AUSSERFERN:

‡ber gezielte Marketing-, Sensibilisierungs-
und InformationsaktivitÖten sollen das Tiroler
Oberland und das Auäerfern als Unterneh-
mensstandort bekannt und attraktiv gemacht
werden . Damit sollen UnternehmensneugrÜn-
dungen, (Über-) regionale Kooperationen zwi-
schen Sektoren und Betrieben sowie die
Weiterentwicklung bestehender Unternehmen
forciert werden . Der damit eingeleitete Ent-
wicklungsprozeä wird von den Unternehmen
weitergetragen, die WettbewerbsfÖhigkeit ins-
gesamt erhüht und mittel- bis langfristig
ArbeitsplÖtze geschaffen .

Das Konzept zu diesem vorerst einjÖhrigen
Projekt wurde bereits erstellt .

Kontaktperson: Dr. Siegfried Gohm, Wirt-
schaftskammer Landeck, Tel . 05442-64440 …

Der Tiroler Pakt ist auch im INTERNET abrufbar :
h ttp://europa.eu.int/comm/pacts/
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INTERREG-Programme

Stand der Umsetzung zur Halbzeit

	

Walter Grimm

Nach schwierigem Anfang kommt die Abwicklung der INTERREG-
Programme nun immer besser in Schwung und es werden zuneh-
mend qualitativ gute, grenzüberschreitende Projekte eingereicht .
Diese Gemeinschaftsinitiative fÖrdert erkennbar die Intensivierung
der Zusammenarbeit über die Binnengrenzen mit Bayern und
Italien .

Vor allem gilt es die Grenzen in
den KÖpfen abzubauen! Man rufe sich
in Erinnerung, daÜ die Grenzen zu
Deutschland und Italien bis zum
1 . Januar 1995 EU-AuÜengrenzen
waren, an denen bis dahin nur sehr

selten eine Zusammenarbeit erfolgte .
So verwundert es nicht, daÜ die Kennt-
nis und das Verständnis der Beteiligten
in Bezug auf die unterschiedlichen
nationalen Vorgaben und die Abwick-
lungsmechanismen gegenwärtig ei-

nem LernprozeÜ unterzogen sind,
der bei weitem noch

nicht abgeschlos-
sen ist .

Mit den INTERREG-Programmen sollen
die Grenzregionen wirtschaftlich ge-
stärkt und damit in Europa konkurrenz-
fähig gemacht werden . Dazu soll vor

allem der Aus- und Aufbau von Koope-
rationsnetzen mittels neuer Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien und unter anderem von lei-
stungsfähigen Nah-Verkehrssystemen
dienen . Die neuen Kooperationsnetze
sollen insbesondere die Kommunikation
zwischen den Klein- und Kleinstunter-
nehmen, innerstaatlich und grenzüber-
schreitend, erleichtern .

INTERREG-11-Programm
Osterreich-Deutschland
Im Bereich Umwelt, Verkehr und Infra-
struktur bildet die „Machbarkeits-
studie-AuÜerfernbahn", die derzeit
vergeben und von beiden Regie-
rungen voll getragen wird, einen
vesentlichen Schwerpunkt . Mit
85% ist die Mittelbindung im
MaÜnahmenbereich Umwelt

.nd Naturschutz, u . a . mit
dem Projekt „Kultur und

Natur - aktiv erleben" von

Oberammergau bis Reutte,
bereits auÜerordentlich
hoch . Die Mehrzahl der
Projekte steht jedoch erst
am Beginn der Umset-
zung, weshalb konkrete
Wirkungen noch nicht
erfaÜbar sind .

Im touristischen Bereich
handelt es sich bei den bis-

herigen Projekten vor allem
um die Ausweitung bzw. Ver-

besserung bestehender touristi-
scher Einrichtungen und um die

Durchführung von grenzüber-

schreitenden Werbe- und Absatz-
maÜnahmen bzw. um kulturelle, touri-
stisch nutzbare Projekte wie Sommer-
konzerte, grenzüberschreitender Mu-
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EUREGIO üvia salina", FachgesprÖch üGrenzÜbergreifende Direktvermarktung"
auf der Ofa

seumsfÜhrer, üBarockstra…en" u .a .m .
DarÜber hinaus werden aber auch neue
Konzepte im Bereich der Tourismus-
infrastruktur und im Tourismusmarke-
ting gef„rdert . Als besonders innovativ
kann bisher die Zusammenarbeit im
Grenzraum OberallgÖu - Au…erfern be-
urteilt werden . Durch die Ausweitung
auf die Regionen FÜssen/Oberammer-
gau und die angestrebte gemeinsame
touristische Vermarktung der Gesamt-
region wird dieses Projekt ebenso wie
das DreilÖnder-Projekt üVia Claudia
Augusta" - das von Fettre/Venedig bis
Donauw„rth/Bayern reicht - zum Mu-
sterprojekt fÜr grenzÜberschreitende

Zusammenarbeit werden . Aber auch im

Raum Kufstein - Rosenheim und Achen-

see - Tegernsee gibt es interessante tou-
ristische Projekte, die nunmehr realisiert
werden .

Im Bereich der Landwirtschaft soll vor
allem die Erschlie…ung von Erwerbs-

m„glichkeiten in ErgÖnzung zur Land-
und Forstwirtschaft und die Verbes-
serung der Produktions- und Direkt-
Vermarktungsm„glichkeiten gef„rdert
werden. In diesem Bereich bestehen
jedoch noch Umsetzungsdefizite und
scheint eine grenzÜberschreitende Zu-
sammenarbeit in der Praxis sehr schwie-
rig zu sein . Trotzdem ist es gelungen,
das beispielgebende Projekt üGrenz-
Überschreitendes äkomodell Achen-
tal/Leukental" auf bayerischer Seite
einzuplanen und mit dessen Umsetzung
zu beginnen . Das Projekt wurde auch
auf „sterreichischer Seite geplant, konn-
te aber aufgrund der o .a . Hemmnisse
noch nicht eingereicht werden .

Des weiteren sind zahlreiche Projekte,
insbesondere touristische, zwischen den
Regionen Seefelder-Plateau und Gar-
misch-Partenkirchen/Werdenfelserland

bzw. im und um den Karwendelpark

sowie zwischen der Regionen Athental

Daten zum INTERREG-II-Programm ästerreich-Deutschland

Insgesamt stehen fÜr das Programm rund 51,2 Mio . ECU = 66,5, 6 Mio . ATS
zur VerfÜgung. In ästerreich sind die LÖnder Vorarlberg, Tirol, Salzburg und
Ober„sterreich daran beteiligt. Der Anteil Tirols betrÖgt 1,89 Mio . ECU = 24,57
Mio. ATS bei einem Gesamtvolumen von 4,182 Mio . ECU = 54,4 Mio . ATS bzw.
„ffentlichen Ausgaben (EU-Mittel + nationale F„rdermittel) von 3,781 Mio . ECU =
49,15 Mio. ATS. Bis dato sind rund 20 % dieser Mitte! ausgesch„pft .

und Bad T„lz und den Regionen Thier-

see/Untere Schranne/ K„ssen Umge-
bung mit ihren bayrischen Nachbar-
regionen im Planungsstadium .

Unter der PrioritÖt üQualifizierung
und BeschÖftigung" konnten im letz-
ten Lenkungsausschu… drei Tiroler
Projekte - gef„rdert Über das Sozial-
ministerium - genehmigt und damit
diese Ma…nahme fast vollstÖndig ausge-
sch„pft werden . Es betraf dies die
Qualifizierung/Professionalisierung im

Gesundheitstourismus, einen Ausbil-
dungskursus zur Kundenorientierung
und die neue, grenzÜberschreitende
Ausbildung zur Eurologistik-Fachkraft .

Die EUREGIOS, die sich zum Gro…teil
erst in GrÜndung bzw. i n der Aufbau-
phase befinden, stellen eine wertvolle
UnterstÜtzung bei der Verwirklichung
des INTERREG-Programmes dar .

Stand der EUREGIOS zwischen
Tirol und Bayern:

EUREGIO üAllgÖu-Au…erfern-
Kleinwalsertal/Bregenzerwald ":
gegrÜndet 28 .04 .97

Einsetzung einer GeschÖftsstelle in
Kempten mit 2 .01 .98;

EUREGIO üZugspitze-Wetterstein-
Karwendel " :
GrÜndung am 8. Juni 1998

beide Vereine gegrÜndet,
ARGE-Vertrag liegt vor;

EUREGIO üKufstein-KitzbÜhei-
Rosenheim" konkret vorgesehen, es
wird ein gemeinsamer Verein gegrÜn-
det, die Statuten liegen vor, die GrÜn-
dung ist fÜr Herbst 1998 geplant;

Ob es noch zusÖtzlich eine EUREGIO
üAthental-Bad T„lz/Wolfratshausen
(Karwendel) geben wird, ist noch
offen: es bestehen zwischen den
Regionen jedoch bereits sehr intensi-
ve Kontakte und es wurde mit der
üTegernseer ErklÖrung" eine gemein-
same Arbeitsdeklaration verfa…t .
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Durch die Arbeit der EUREGIOS wird
mittel- bis langfristig die grenz„ber-
schreitende Projektarbeit und -realisati-
on effizienter gestaltet werden . Ebenso
tragen deren VerÖffentlichungen mittels
Informationsbrosch„ren und Pressemel-
dungen bei, das INTERREG-Programm
bekannter zu machen und rascher um-
zusetzen . In den Euregio-Facharbeits-
gruppen werden Ideen f„r INTERREG-
Projekte entwickelt, die von der Region
getragen werden und damit den bot-
tom-up Ansatz des Programmes voll
erf„llen .

Es ist absehbar, daä sich durch die
erweiterten und gefÖrderten MÖglich-
keiten der Zusammenarbeit die persÖn-
lichen Kontakte, sowohl auf der Verwal-
tungsebene als auch im wirtschaftlichen
Bereich, in den Grenzgebieten verstÜr-
ken werden und damit insgesamt Kon-
takte entstehen, auf deren Basis auch
zuk„nftig sinnvolle grenz„berschreiten-
de Projekte realisiert werden kÖnnen .

INTERREG-II-Programm
Osterreich-Italien
In den bisherigen Projekten erweisen
sich die inhaltlichen Schwerpunktset-
zungen zwar grundsÜtzlich als richtig, es
zeigt sich aber bereits jetzt und wird

Daten zum INTERREG-1I-Programm üsterreich-Italien

Es ist mit 27,43 Mio . ECU = 356,60 Mio. ATS Gesamtkosten bzw. 23,86 Mio .
ECU = 310,18 Mio. ATS Öffentliche Mittel dotiert . In üsterreich sind die LÜnder
KÜrnten, Salzburg, Tirol daran beteiligt .

Der Tiroler Anteil umfaät ein GesamtfÖrdervolumen (Öffentliche Mittel, d.h. EU
Mittel+nationale Mittel) von 6,03 Mio . ECU = 78,39 Mio . ATS bei Gesamt-
kosten von 6,60 Mio . ECU = 85,83 Mio . ATS wobei die Schwerpunkte auf die
Maänahmen

> Schaffung von g„nstigen Rahmenbedingungen f„r KMU mit 20 .4 %,
> Kooperation im Bereich des Natur- und Umweltschutzes mit 16,4 % und
> Aufwertung der touristischen Ressourcen mit 15,9 % .

gelegt wurden.

In den Sitzungen der aus Vertretern der Österreichischen LÜnder und der italieni-
schen Regionen/Provinz bestehenden Technischen Arbeitsgruppe wurden bis zum
3.04.98 insgesamt 74 Projekte mit einem GesamtfÖrderungsvolumen (Öffentliche
Mittel) von 8,059.241 Mio. ECU, das sind 33,8 % des Gesamtprograrnmes
(Öffentliche Mittel) positiv bewertet .

auch zuk„nftig wahrscheinlich zutref-
fen, daä die Maänahme …Gemeinsames
historisches und kulturelles Erbe" stÜrker
als vorgesehen zu dotieren sein wird
und daä die Maänahme …Klein- und
Mittlere Unternehmen" wahrscheinlich
nicht in vollem Umfang ausgenutzt wer-
den kann . Eine entsprechende †nde-
rung der Finanztabellen wird zu einem
spÜteren Zeitpunkt vorgenommen wer-
den . Die gefÖrderten Projekte sprechen
f„r einen sehr hohen Grad an tatsÜchli-
cher grenz„berschreitender Zusam-
menarbeit, welche auf Grund der bishe-
rigen Vorinformationen „ber anstehen-
de Projekte auch in Zukunft immer stÜr-
ker gelebt und effektiver durchgef„hrt
werden wird .

In Tirol haben sich zudem im Westen die
Grenzregionen im Bezirk Landeck mit
dem Vinschgau in S„dtirol und dem
Schweizer Unterengadin sowie im S„d-
Osten des Landes die Regionen Puster-
tal und Lesachtal im Bezirk Osttirol mit
dem Hochpustertal in S„dtirol und dem
Val Comelico im Belluno organisatorisch
im Rahmen eines …INTERREG-Rates", als
Vorstufe zu einer EUREGIO, verbunden .
Es darf von diesen Organisationen in
Zukunft eine verstÜrkte Projektentwick-
lung -ausarbeitung, bzw. die verstÜrkte
Einbringung von Projekten zur Geneh-
migung im Rahmen des Programmes
erwartet werden .

	

‡

Als beispielhafte Projekte in Tirol
kÖnnen angef„hrt werden:

v Das Projekt der Europaakademie
Bozen mit dem Dolmetschinstitut
der UniversitÜt Innsbruck …ˆber-
windung der Probleme der verschie-
denen Sprachen", das sich insbe-
sondere mit den unterschiedlichen
juristischen Definitionen auseinan-
dersetzt;

‰

	

die nun jÜhrlich stattfindende
DreilÜnder-Regionalmesse mit
wechselndem Veranstaltungsort im
Vinschgau, Unterengadin und dem
Bezirk Landeck, -

‰ die gemeinsam organisierte und
auf beiden Seiten durchgef„hrte
Ausstellung der National- und
Naturparke … Naturschutz gren-
zenlos";

‰ die in Osttirol und Belluno durch-
gef„hrte vergleichende und ergÜn-
zende …ükologische Analyse der
WaldbestÜnde",-

‰ das gemeinsam geplante und nun
in Angriff genommene Projekt der
…Natur- und Kulturwanderwege"
in Osttirol-Hochpustertal - dem
S„dtiroler Hochpustertal und dem
Vol Comelico/ Belluno ;

‰

	

das gemeinsam geplante Radtouris-
musprojekt (Rad- und Mountain
bikewege mit Shuttlebus-R„ck-
f„hrung etc.) im Hochpustertal und
Val Comelico,

und als Musterprojekt :

‰

	

das nun in Planung befindliche
trilaterale Projekt … Via Claudia
Augusta " . Dieses vorwiegend touri-
stische, kulturelle und archÜologi-
sche Projekt wird letztlich die
Regionen Venetien/Trient/S„dtirol,
und in Tirol die Bezirke Landeck,
imst und Auäerfern sowie im
INTERREG-Programm mit Bayern
das OberallgÜu bis DonauwÖrth
umspannen .
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Landesregierung beschlieüt
Wirtschaftsleitbild Tirol
Das Wirtschaftsleitbild Tirol wurde am
26.5. 1998 von der Landesregierung be-
schlossen und an den Landtag zur Befas-
sung weitergeleitet. Mittlerweile wurden
bereits zahlreiche AktivitÖten zur Um- ,
setzung der Leitbildergebnisse gestartet.

> Nach intensiver Arbeit und breiter
Diskussion ist das Wirtschafts-
leitbild Tirol nun fertig .

Das Leitbild ist Ergebnis zwÜlfmonatiger
Arbeit, der Terminplan wurde eingehalten .
Ergebnis ist ein schwerpunktorientiertes
Leitbild fär die Wirtschaftspolitik Tirols mit
konkreten HandlungsvorschlÖgen .
Seit PrÖsentation des Rohberichtes im
Herbst 1997 erfolgte eine breite Diskus-
sion, in die gleichermaüen zahlreiche
Personen aus der unmittelbaren wirt-
schaftlichen und beruflichen Praxis,
die Sozialpartner, der Raumordnungs-
heirat, die Landtagsklubs der Parteien
sowie BehÜrden und Dienststellen einge-
bunden wurden . Von diesem Diskussions-
prozess gingen wesentliche Impulse fär die
Weiterentwicklung der Inhalte und
Schwerpunktsetzungen des Leitbildes aus .

> Ziele, Rahmenbedingungen und
Strategien auf dem Weg in die
Zukunft Tirols .

Kernelement des Leitbildes sind die
zentralen Ziele

ErhÜhung der WertschÜpfung der
Tiroler Wirtschaft und Steigerung des
Einkommens der Tiroler BevÜlkerung ;
Sicherung und Ausweitung der
Arbeits- und BeschÖftigungsmÜglich-
keiten ;

- HaushÖlterischer und schonender
Umgang mit den knappen Umwelt-
ressourcen .

Nachhaltigkeit und Okosoziale Markt-
wirtschaft bilden dabei den Orientierungs-
rahmen fär die Tiroler Wirtschaftspolitik .
Fakten und Entwicklungstrends zur wirt-
schaftlichen Situation beschreiben den
Ausgangspunkt, Leitlinien und Strategien
geben Wege der zukänftigen Wirtschafts-
entwicklung vor. Trotz der starken wirt-
schaftspolitischen Kompetenzen von Bund
und EuropÖischer Union bieten sich dem

Land Tirol zahlreiche MÜglichkeiten, wirt-
schaftspolitische Akzente zu setzen :
Ansatzpunkte sind etwa die Standort- und
Regionalpolitik, die Technologiepolitik, die
betriebliche Entwicklung und Kooperation
sowie die Qualifizierung . Aufgabe der
Zukunft ist es, die sich bietenden MÜglich-
keiten verstÖrkt wahrzunehmen .

> Konzentration der Wirtschafts-
politik auf wichtige Aktionsfelder.

Auf Maünahmenebene nimmt das Leitbild
eine praxisorientierte, branchenäbergrei-
fende Schwerpunktsetzung auf sieben
besonders wichtige Schlässelbereiche vor :
Beim Schwerpunkt „Entwicklung der unter-
nehmerischen Potentiale" werden insbe-
sondere die Erleichterung der Unter-
nehmensgrändung, die Aufbringung von
Risikokapital und die VerstÖrkung betrieb-
licher Kooperationen sowie auch die
Unternehmenssicherung angesprochen .
Groües Gewicht liegt auf den Maünah-
menvorschlÖgen zur technologischen
Entwicklung . Dabei geht es vor allem um
einen wirkungsvolleren Transfer technolo-
gischen Wissens in die Wirtschaft und um
die ErhÜhung der Bereitschaft zur betrieb-
lichen Innovation .
Die VorschlÖge zur Markterschlieüung
und Marktentwicklung beinhalten
gleichermaüen eine verstÖrkte Erschlie-
üung internationaler MÖrkte („Export-
offensive") wie auch ein wirksameres
Auftreten am heimischen Markt .
Ein Bändel von Maünahmen zielt auf die
Sicherung und Steigerung der BeschÖf-
tigung ab, wobei hier natärlich der breite
Bereich der arbeitsmarkt- und beschÖfti-
gungspolitischen AktivitÖten des Bundes
bzw. des AMS ausgespart bleiben
muü .
Der Bedeutung von Bildung und Qualifi-
kation als einem der wichtigsten Erfolgs-
faktoren fär die Tiroler Wirtschaft ent-
sprechend, enthÖlt das Leitbild auch
hierzu eine Reihe von Maünahmenvor-
schlÖgen .
Der Schaffung bestmÜglicher Standortvor-
aussetzungen fär die Tiroler Unternehmen,
der regionalen Ausgewogenheit der wirt-
schaftlichen Entwicklung und dem scho-
nenden Umgang mit den Umweltressour-
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cen ist der Maünahmenblock „raumbe-
zogene Strukturpolitik und Umwelt"
gewidmet.
Und im Schwerpunkt „Politik und Ver-
waltung" geht es schlieülich darum,
effiziente wirtschaftspolitische Entschei-
dungs- und UmsetzungsablÖufe und ein
dienstleistungsorientiertes Handeln der
Landesverwaltung sicherzustellen .

> Die Umsetzung des Wirtschafts-
leitbildes Tirol hat schon
begonnen .

Der Prozeü der Leitbilderstellung hat in
der konkreten Wirtschaftspolitik Tirols
bereits vielfach seinen Niederschlag
gefunden (z . B . Tiroler Zukunftsstiftung,
konkrete Vorstellungen zur Reform der
WirtschaftsfÜrderung, usw .) . Auf Grund-
lage des fertigen Leitbildes wird es nun-
mehr einen Aktionsplan fär die systemati-
sche Umsetzung geben . Die Umsetzung
wird evaluiert. Bei Bedarf wird eine
Fortschreibung des Leitbildes erfolgen .

> Wirtschaftsleitbild Tirol -
Botschaft an Wirtschaftstreibende
und BevÜlkerung.

Neben den TrÖgern der Wirtschaftspolitik
sind Adressaten des Leitbildes auch die
Wirtschaftstreibenden des Landes selbst
und die Tiroler BevÜlkerung . Das Leitbild
hat hier auch die Aufgabe, die Wirt-
schaftspolitik transparenter zu machen und
auf die Vorzäge des Wirtschaftsstandortes
Tirol und seiner Leistungen aufmerksam zu
machen. Neben dem Druck des Leitbild-
berichtes ist daher auch die Herstellung
einer attraktiven Broschäre fär einen
grÜüeren Verteilerkreis geplant .

	

…

Falls Sie weitergehendes Interesse am
„Wirtschaftleitbild Tirol" haben oder
eine gedruckte Ausgabe bestellen
wollen :

Amt der Tiroler Landesregierung Abt . Ic
Michael-Gaismair-Str . 1
6020 Innsbruck
Tel . 0512-5083617
Fax 0512-5083605
E-mail . g .schneider@tirol, gv.at
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über den Wert der NÖhe

	

Manfred Riedl

In Zeiten der Internationalisierung und Globalisierung wird NÖhe neuerlich
als Wert erkannt. Wenn Entfernungen in der GÜterproduktion und -vermark-
tung, im wissenschaftlichen Disput, im Urlaubsverhalten ohne groäen
Aufwand Überwunden werden, warum wird der NÖhe Überhaupt noch
Bedeutung beigemessen? Es stellt sich die Frage, ob das vorhandene
Interesse bloä eine gefÜhlsbetonte Str„mung gegen einen unabwendbaren
Strukturwandel in Gesellschaft und Wirtschaft darstellt.

Oder sind Ferne und NÖhe untrennbare Pole, die die Menschen dazu bewe-
gen, in gewissen sozialen Beziehungen umso nÖher zusammenzurÜcken,
wenn sich in anderen Belangen der Horizont erweitert? Dann stellt sich das
Thema als aktueller gesellschaftspolitischer Auftrag an Politiker und
Fachleute dar, als eine dringende Aufforderung, die Erreichbarkeit von
wichtigen Einrichtungen des tÖglichen Lebens weiter zu gewÖhrleisten und
in Teilbereichen sogar zurÜckzugewinnen .

Unterschiedliche
Wertungen
Wie bei vielen anderen gesellschaftspo-
litischen Themen lassen sich keine
raschen, allen Betrachtungsweisen ge-
recht werdenden Antworten finden .

Vielmehr stellt sich bei einer tieferge-
henden Behandlung des Begriffes
…NÖhe" recht bald heraus, dass dieser
Begriff nach Interessenslage unter-
schiedlich wahrgenommen und bewer-
tet wird . Die NÖhe zur Autobahn kann
fÜr einen groäen Handelsbetrieb von
Vorteil sein, da der Standort fÜr viele
Kunden rasch und leicht erreichbar ist .

FÜr die Anrainer einer stark befahre-
nen Durchzugsstraäe k„nnen die
Belastungen durch den Verkehr
nachteilig sein .

Eine weitere einsichtige Tat-
sache ist, dass der raschen
überwindung von Entfer-
nungen oftmals Barrieren
entgegenstehen . Einem be-
hinderten oder gebrechli-
chen Menschen wird der
Einkauf am Stadtrand eher
schwer fallen, andererseits
ist die Abholung von sperri-
gen GÜtern in einer ver-
kehrsberuhigten Innenstadt
wahrscheinlich nicht leicht
zu bewerkstelligen .

Menschen bauen also zu den
Elementen ihrer Umwelt oftmals

unterschiedliche …NahverhÖlt-
nisse" auf. Das VerstÖndnis Über das

gesellschaftliche Beziehungsgeflecht
in einer komplexen Umwelt ist Vor-
aussetzung fÜr sinnvolles Handeln in
Politik und Verwaltung .
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Die Beziehung des einzelnen Menschen
zu seiner rüumlichen Umwelt

Die Wahrnehmung
der Umwelt

Die vorhandene Umwelt wird von
jedem einzelnen Menschen verschieden
wahrgenommen . Vor allem liegt es an
der jeweiligen PersÖnlichkeit selbst, wel-
che Reize aus der Umwelt aufgenom-
men werden . So sind etwa persÖnliche
Erfahrungen, Fertigkeiten und Talente
bestimmend dafÜr, welche Umwelt-
elemente gleichsam ausgefiltert und
entwertet, welche interessens- oder
bedÜrfnisbestimmt hoch bewertet wer-

den . Menschen nehmen also ihre
Umwelt auswühlend und bewertend
wahr. Eine allgemeingÜltige Umwelt
gibt es im menschlichen Empfinden
nicht. Die Sozialpsychologie setzt daher

dem geografisch angeordneten (objek-
tiven) Raum den tatsüchlich erlebten
psychischen Raum gegenÜber.

WÜrden Karten - sogenannte mental
maps - von diesen persÖnlichen Welten
gezeichnet werden, würen darin nur die
persÖnlich ausgewühlten Elemente der
Umwelt in einer persÖnlich empfunde-
nen rüumlichen Anordnung dargestellt.
Es würen darin nur jene Elemente der
Umwelt vorhanden, denen die jeweilige
Person in ihrer jeweiligen Lebenslage

Bedeutung zumiät . Zudem würen die
Entfernungen der Elemente voneinan-

der eher nicht in realen, geografischen
Einheiten dargestellt, sondern nach
ihrer subjektiven Erreichbarkeit .

Daraus geht hervor: Das persÖnliche
Interesse an einem Ort mit seinen
NutzungsmÖglichkeiten und die per-
sÖnlichen MÖglichkeiten, die Entfer-
nung dorthin zu Überwinden, entschei-
den darÜber, wie attraktiv eine Person
einen Ortswechsel bewertet und letzt-
lich auch ausfÜhrt .

Wir kennen alle den Umstand, dass sich
Menschen von besonders interessanten
Ereignissen - Modewort „Events" - in
Massen anziehen lassen, dabei vielleicht
ungewÖhnlich lange Reisezeiten und
hohe Eintrittspreise akzeptieren . Wir
wissen, dass Einkaufszentren ganz
bewuät Erlebniswelten aufbauen, um
das Interesse der Kunden zu steigern
und diese in mÖglichst groäer Anzahl
regelmüäig anzuziehen . Dabei werden
von den angesprochenen Menschen
reale Entfernungen und finanzielle
Barrieren als wenig wichtig empfunden,
das Interesse am Erlebnis „Einkauf"
steht im Vordergrund .

Menschen entwickeln
Verhaltensmuster in der
rüumlichen Umwelt
FÜr die Raumplanung ist das empirische
Verhalten von Personen in ihren ver-
schiedenen Rollen (als Familienmitglied,
als Arbeitnehmer, als Erholungssuchen-
der, als Freizeitkonsument . . .) gegenÜ-
ber bestimmten Standorten interessant .
In einem Zusammenspiel von mehreren
solchen Personen mit untereinander
abgestimmten Verhaltensweisen an
einem Ort ergibt sich daraus ein be-

stimmter Lebensraum . So sprechen wir

vom „Wohnen" als bestimmte Tütig-
keiten von FamilienangehÖrigen in ihrer
Wohnumgebung, vom „Arbeiten" als
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bestimmte Tütigkeiten mit Kollegen an
einem Arbeitsplatz, vom ÖEinkaufen"
mit vielen Eigenheiten wie Autoabstell-
platz, Angebotsvergleich der Waren,
Verküuferverhalten in einem Geschüft
u .a. solcher Erlebniswelten mehr.

Jeder von uns begibt sich im All-
tagsleben zu bestimmten Zeiten an be-
stimmte ÖVerhaltensorte" . Neben per-
sÜnlichen Eigenheiten (wie Bildung, Ein-
kommen bzw. VermÜgen) erweist sich
das jeweils verfägbare Zeitbudget als
Rahmen fär den Handlungsspielraum,
der die mÜglichen Kombinationen von
tüglichen oder wÜchentlichen Aktivitü-
ten umfa„t .

Dabei bringt es die Zeit mit sich, dass
immer mehr Menschen infolge verün-
derter Sozialstrukturen mehrere Rollen
gleichzeitig äbernehmen . Bekannt sind
die Mehrfachbelastungen der Mätter,
indem diese im Alltag mit engen zeitli-
chen Vorgaben ihre Rolle als Erziehungs-
berechtigte, als Arbeitskrüfte in einem
Arbeitsverhültnis aber auch im eigenen
Haushalt erfällen sollen . Wo bleibt da
noch Zeit fär Erholung, Weiterbildung
oder Kultur?

Und schon steht unserer Gesellschaft
eine weitere, rasch um sich greifende
Herausforderung bevor. Die festen Bin-
dungen in den Arbeitsverhültnissen
lÜsen sich zusehends auf : noch mehr
Abwechslung an Tütigkeiten, noch
mehr Standortwechsel sind absehbar .

Freiheit ohne Grenzen?

In den Beziehungen der einzelnen
Menschen zu ihrer rüumlichen Umwelt
lassen sich empirische Regelmü„ig-
keiten finden . Die alltüglichen Standort-
wechsel werden vorrangig durch per-
sÜnliches Interesse und individuelle zeit-
liche Verfägbarkeit bestimmt :

> Je hüufiger ein Standort mit seinen
Aktivitüten als Erlebnis wahrgenom-
men wird, desto bedeutsamer er-
scheint er fär den einzelnen Men-
schen. Daraus folgt das Bedärfnis,
die reale Distanz zwischen eigenem
und fremden Standort zu verringern .

> Die Anzahl der von einer Person
benutzten Standorte wird durch die
Hüufigkeit und Dauer der Benutzung
und durch die Reisezeit bestimmt .
Personen, die äber schnelle Ver-
kehrsmittel verfägen und/oder in
Gebieten mit einer gro„en Nut-
zungsvielfalt (Stüdte, zentrale Ge-
biete) leben, benutzen mehr Stand-
orte als jene Personen, die in
schlecht erschlossenen Gebieten mit
nur wenigen Nutzungsarten (soge-

nannte periphere Gebiete) leben .

Individualismus baut auf grÜ„tmÜgliche
Bewegungsfreiheit auf : rüumliche Di-
stanzen lassen sich mit individuellen
Verkehrsmittel äberwinden ; soziale
Verantwortung lü„t sich von Anfang an

vermeiden oder an Sozialeinrichtungen
äbertragen ; Zeit lü„t sich kaufen, indem
anderen die eigene Arbeit äbertragen
wird . In seiner radikalen Version einer
Önatärlichen Ordnung" lüuft diese
Auffassung von Individualismus auf
die Aufgabe jeglicher Gemeinschaft
hinaus .

Tatsüchlich ist der ÖDurchschnittsbär-
ger" in seinem Alltagsleben monetür,
rüumlich und zeitlich beschrünkt . Die
Freiheit, auf soziale und rüumliche Bin-
dungen zu verzichten, geht zu Lasten
jener BevÜlkerungsschichten, die auf-
grund ihres Alters, ihres Einkommens
oder ihres Geschlechtes nicht äber die
notwendige physische und psychische
Mobilitüt verfägen . Die Festschreibung
der vorhandenen Raumstruktur fÜrdert
die aufgrund ihrer Lebensbedingungen
Beweglichen, die auf demokratischer
Willensbildung beruhende planerische
Einflussnahme auf den gemeinsamen

Lebensraum schafft Chancengleichheit
fär alle Gesellschaftsschichten .



Herausforderungen für die
Tiroler Raumplanung
Als Öffentliche Aufgabe richtet die Raumplanung ihr Augenmerk auf den
Schutz des Lebensraumes und die Entfaltung des Menschen gleichermaÜen .
Die Raumplanung soll in ihrer vielschichtigen gesellschaftspolitischen, fachli-
chen und rechtlichen Ausformung unseren gemeinsamen Lebensraum als
Ganzes äorganisieren". Erreichbarkeit und Abgeschiedenheit sind in dieser
Betrachtung r„umliche Gegebenheiten, die das Zusammenwirken der
menschlichen äDaseinsfunktionen" (Wohnen, Bildung, Arbeiten, Erholung,
Versorgung) fÖrdern oder behindern .

Tirol ist eine Bergregion
Im Alpenraum hat sich eine starke
naturr„umliche Pr„gung des intensiv
genutzten Lebensraumes in den langge-
streckten und zum Teil engen Tal-
landschaften ergeben . Abgeschieden-
heit und Enge haben das natürliche und
kulturelle Erbe der Alpenregion stark
beeinflusst. Aus der r„umlichen Klein-
teiligkeit entstanden Vielfalt und Eigen-
st„ndigkeit. Doch diesen Charakter
einer Bergregion sind wir dort im Begriff
zu verlieren, wo das vorhandene enge
r„umige Zusammenwirken von Woh-
nen, Arbeiten, Erholung und Versor-
gung innerhalb einer gewachsenen
sozialen Gemeinschaft (Gemeinde)
schwindet .

Dieses enge Verflechtung verschiedener
r„umlicher Funktionen hat aber zwei-
felsohne unser Heimatland als spezifi-
schen Lebensraum gepr„gt . Eine Wiese
in der Kulturlandschaft war über lange
Zeit nicht nur (erschwert bewirtschaft-
bare) landwirtschaftliche Produktions-
fl„che, sie war als integrierter Teil der
Landschaft auch Erholungsraum oder
Grundwassergebiet .

Indikator

Einpersonen Haushalte

. amilien ohne bzw mit 1 Kind

Familientyp Alleinerzieher

1971

absolut in

31 826 20,2

66 293

18.033 14,1

Durch die Entmischung der Funktionen,
durch das Eindringen von dominanten
und monotonen Nutzungsformen ver-
liert der alpine Lebensraum zusehends
nicht nur sein „uÜeres Erscheinungsbild,
sondern auch den Lebenswert für seine
Bewohner. Dieselbe Wiese kann heute
von allen Bewirtschaftungserschwer-
nissen befreite landwirtschaftliche Vor-
rangfl„che sein, sie vermag ihren Eigen-
tümern als Golfplatz einen hohen
Pachtschilling einzubringen oder sie
darf als Wasserschutzgebiet nur mehr
unter strengen Auflagen bewirtschaftet
werden .

Rasche gesellschaftliche
Ver„nderung
Die …nderung des Rollenverhaltens von
ganzen BevÖlkerungsschichten hat in
den letzten Jahren dramatisch zuge-
nommen Die Individualisierung (äVer-
einzelung") der Menschen in vielen
Erscheinungsformen nimmt ungeahnte
AusmaÜe an: Die Zahl der Ein-Personen-
Haushalte, Einzelkinder, Alleinerzieher
w„chst genauso rasch wie die zuneh-
mende Eigenverantwortung der Men-

Tab . : Individualisierung (gesellschaftliche Vereinzelung) in Tirol

51,9

absolut

55 .078

95 074

27 .709

1991
r
in

25,1

58,0

16,9

Prognose 2010
absolut in

77.762 28,5

schen im Arbeitsprozess . Hervorzu-
heben ist auch die zunehmende Not-
wendigkeit, ja Selbstverst„ndlichkeit
einer lebenslangen beruflichen Weiter-
bildung .

Diese Ver„nderungen der Gesellschafts-
struktur bewirken, dass immer mehr
Menschen in ihrem Alltagsleben auf die
Erreichbarkeit von immer mehr Ein-
richtungen angewiesen sind . Die Men-
schen reagieren darauf mit vermehrter
Beweglichkeit (Mobilit„t) : Ann„hernd
die H„lfte aller Tiroler Besch„ftigten
arbeitet bereits auÜerhalb ihrer Wohn-
gemeinde; die BevÖlkerung in den
attraktiven Zentralr„umen um die
St„dte nimmt infolge Zuwanderung
stark zu .

Die Raumplanung ist verpflichtet, den
Grundsatz der Gleichwertigkeit (nicht
Gleichartigkeit!) der menschlichen
EntfaltungsmÖglichkeiten allen Einwoh-
nern, auch jenen in den entlegensten
Gebieten, zukommen zu lassen . Raum-
planung muss daher in ihrer gesell-
schaftspolitischen, fachlichen und
rechtlichen Ausformung sicherstellen,
dass die Menschen in allen Lebens-
lagen, in Stadt und Land Zugang zu
lebenswichtigen Einrichtungen finden .
Dabei gilt es darauf zu achten, dass
diese Einrichtungen den qualitativen
Anforderungen ihrer Benützer auch
gerecht werden kÖnnen .
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Aktuelle Handlungsfelder
der Tiroler Raumplanung

In jahrelangen Bemühungen im Rah-
men der ArgeAlp und auf nationaler
Ebene („sterreichische Raumordnungs-
konferenz „ROK) ist es gelungen, die
besonderen Gegebenheiten von Tirol
als Berggebiet bekannt zu machen .
Zwischenzeitlich hat sich die Beschäf-
tigung mit dem Alpenraum weiter inter-
nationalisiert . Die Uneinigkeit der Nach-
barstaaten über die Alpenkonvention,
die langwierigen Diskussionen des Euro-
parates über eine Charta der Berg-
regionen und das Fehlen der Alpen als

eigenständig zu bearbeitende Raumein-
heit von europäischer Bedeutung im 1 .
Entwurf des Europäischen Raument-
wicklungskonzept EUREK zeigen auf: es
ist noch ein weiter Weg, die Bergregion
Tirol als eigenständigen Lebensraum im
Rahmen der grenzüberschreitenden
Raumplanung zu positionieren .

In der Mehrstufigkeit der Zuständig-
keiten von Europäischer Union über
Nationalstaaten und Bundesländer zu
den Gemeinden kann die Landespla-
nung eine neue Aufgabe erhalten .
Insbesondere für die Wirtschaftspolitik
wird angesichts eines wachsenden
Wettbewerbs der europäischen Regio-
nen die Erhaltung und
Verbesserung von lan-
desweiten Standortqua-
litäten wichtig .

Das Wirtschaftsleitbild
Tirol fordert mit einem
Bündel von MaÜnahmen
zur aktiven Struktur-
politik auf. Hier ist auch
die überÖrtliche Raum-
planung gefordert, kom-
munikative Instrumente
der Darstellung und Wei-
terentwicklung der vor-
handenen Raumstruk-
turen zu schaffen . Einen

ersten konkreten Ansatz
vermag die landesweite
Standortvorsorge für

Gewerbe- und Industrie-
gebiete von überÖrtli-
cher Bedeutung darzu-
stellen .

Das Prinzip der eigenständigen Regio-
nalentwicklung lässt sich nicht nur in
Europa leben, sondern auch auf kleinere
Raumeinheiten übertragen . In den Tiro-
ler Gebieten, die aus Mitteln der EU-
Strukturfonds gefÖrdert werden, konnte
in etlichen regionalen Projekten gute

Erfahrungen gesammelt werden .
Grundprinzip des Regionalmanage-
ments ist es, die jeweiligen wirtschaftli-
chen MÖglichkeiten besser miteinander

zu vernetzen, sodass regionalwirtschaft-
liche Kreisläufe mit grÖÜtmÖglicher
WertschÖpfung entstehen . Der Tiroler
Regionalpolitik ist der systematische
Aufbau einer eigenständigen Regional-
entwicklung in allen Landesteilen zu
empfehlen .

Die Versorgung mit Gütern des täg-
lichen Bedarfs, insbesondere auch mit
Lebensmitteln, hat in den letzten Jahr-
zehnten einen radikalen Wandel erfah-
ren . An den Stadträndern sind Einkaufs-
zentren entstanden, die hohe Anteile
der Kaufkraft binden . Ausschlaggebend
dafür ist das Verhalten der Konsumen-
ten, die in der heutigen Zeit in groÜer
Anzahl auch über individuelle Verkehrs-
mittel verfügen . Hier ist einsichtig, dass
ohne Regulierungs- und OrdnungsmaÜ-
nahmen der Öffentlichen Hand Fehl-
entwicklungen eintreten . Im Hinblick
auf immobile BevÖlkerungsschichten

aber auch im Interesse an der Stärkung
regionaler Wirtschaftskreisläufe und aus
verkehrspolitischen Gründen ist die
Sicherung der Nahversorgung eine vom
Land Tirol verfolgte Zielsetzung, um
eine mÖglichst kleinteilige Struktur bei

gleichzeitig attraktivem
Warensortiment sicher
zu stellen .

Das den Gemeinden
übertragene Handlungs-
feld der Örtlichen
Raumplanung wirkt als
MaÜnahme der Boden-
ordnung augenschein-
lich und eigentumsbezo-
gen auf Umwelt und
Gesellschaft. In allen
Gemeinden Tirols ist
durch die gesetzliche
Aufforderung zur Erar-
beitung von Örtlichen

Raumordnungskon-
zepten, auf die in weite-
rer Folge die bestehen-
den Flächenwidmungs-
pläne abzustimmen
sind, die Chance vorhan-
den, Fehler der Vergan-
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TIRIS im Internet
„Der rasche Zugang zu und die FÖhigkeit
der wirtschaftlichen Auswahl von wichti-
gen Informationen sowie die multimedia-
le Aufbereitung, Verarbeitung und
PrÖsentation von Wissen werden weiter
stark an Bedeutung gewinnen ."

Dieses Zitat aus dem Wirtschaftsleitbild
Tirol weist auf die beachtliche Geschwin-
digkeit der Entwicklung auf dem Sektor
der Informationstechnologie hin .

Dieser Herausforderung stellt sich auch die
Landesverwaltung und die fÜr die Belange
der Informationstechnik zustÖndige Daten-
Verarbeitung-Tirol-GmbH: Durch die
Einrichtung eines INTERNET Dienstes
„Geographische Informationen" wird den
Gemeinden die Müglichkeit geboten, die
Vorteile der Internet-Technik fÜr die ver-
waltungsinterne InformationsÜbermittlung
zu benÜtzen . Dieses elektronische Netz
eignet sich sehr gut, um die Dienste des
Tiroler Raumordnungs-Informationssyste-
mes TIRIS jederzeit und von jedem tech-

genheit zu korrigieren und neue Ziel-
vorstellungen einzubringen . Die Raum-
ordnungskonzepte bauen auf drei mit-
einander in enger Beziehung stehende
Schwerpunkte auf :

> Freiraumplanung mit dem Schwer-
punkt der Erhaltung von landwirt-
schaftlich, landschaftlich und ükolo-
gisch wertvollen FlÖchen ;

> bauliche und wirtschaftliche Ent-
wicklung unter BerÜcksichtigung
von selbst gestellten Entwicklungs-
zielen der Gemeinde ;

> soziale und technische Einrichtun-
gen, die mit der baulichen Ent-
wicklung und der Finanzkraft der
Gemeinde im Einklang stehen
mÜssen .

nisch geeigneten EDV-Arbeitsplatz aus
benÜtzen zu künnen .

Seit 1995 werden in intensiver Zusammen-
arbeit einer Reihe von Institutionen die
wichtigsten direkt raumbezogenen Verwal-
tungsdaten im TIRIS digital erfasst und ver-
arbeitet. Grundlage der Zusammenarbeit
von TIRIS mit den Gemeinden (und ihren
Auftragnehmern) ist eine Vereinbarung
Über den digitalen Datenaustausch .
Bislang und auch weiterhin wird den
Gemeinden und ihren Auftragnehmern
der immer umfangreichere Datenpool Über
das „Gemeindeservice" bei der Abteilung
Ic des Amtes auf DatentrÖgern zur VerfÜ-
gung gestellt . ZusÖtzlich stehen in Zukunft
allen mit Passwort berechtigten Anwen-
dern besonders interessante Informa-
tionen „auf Knopfdruck" zur VerfÜgung .

Der hochwertigste der angebotenen
Dienste ist die Müglichkeit zur unmittel-
baren und „interaktiven" Einsichtnahme
der TIRIS-Daten . Damit künnen in direkter
…bertragung (on-line) und vom Anwender
selbst gesteuert die Digitale Katostral-
mappe (DKM), die Biotopkartierung der
TalrÖume sowie diverse Tirol-Obersichten
eingesehen werden. In Arbeit steht eine
Anwendung zur digitalen Verortung von
Adressen, geplant ist die „virtuelle"
Verüffentlichung der †rtlichen Raum-
ordnungskonzepte und FlÖchenwid-
mungsplÖne .

In dieser umfassenden Sicht bieten die
ürtlichen Raumordnungskonzepte die
Gelegenheit und auch die Heraus-
forderung fÜr alle Gemeindebewohner
Raumplanung im eigentlichen Sinne zu
betreiben, nÖmlich ihre Umwelt voraus-
schauend und in einer ganzheitlichen
Weise aus nÖchster NÖhe gestalten zu
künnen .

NÖhe ist nicht vordergrÜndig eine
Frage der Entfernung voneinander,
sondern eine Frage der Beziehung
zueinander .

	

ä

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Beispielsweise künnen die Benutzer
dieses Datendienstes in der Anwendung
„DKM" aus einer gewÖhlten Katastralge-
meinde binnen Sekunden das gesuchte
GrundstÜck mit seiner Umgebung grafisch
darstellen, ausdrucken oder in ihr Schrift-
dokument einbinden. Bald werden die
Gemeinden (oder die Einsatzdienste der
Freiwilligen Feuerwehr oder des Roten
Kreuz) in der Anwendung „Adressver-
ortung" den genauen Ort einer Adresse
aussuchen und mit Zufahrtsmüglichkeiten
einsehen künnen .

Uns freut es, den Gemeinden ein zeitge-
mÖ‡es, auf die BedÜrfnisse der Verwal-
tungspraxis abgestimmtes und zudem
leicht bedienbares Informationsmedium
anbieten zu künnen .

Wenden Sie sich fÜr Ihre Anfrage an
einen der nachfolgend genannten
TIRIS-Mitarbeiter :

Dipl .-Ing . Robert SCHUCHTER, Daten-
Verarbeitung-Tirol, Tel. 0512-5083346

Dipl . -Ing . Manfred RIEDL, Abteilung Ic,
Tel. 0512-5083650

Mag. Hannes NIEDERTSCHEIDER,
Abteilung Ic, Tel . 0512-5083653
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ärtliche Raumordnung

Die neue Tiroler Bauordnung

Die Bauordnung eines Landes ist ein Regelungsbereich, der sehr
unmittelbare Auswirkungen auf unser Leben, auf die uns umge-
bende Architektur, auf die Wohnungsqualitüt, auf das
Zusammenleben, im weiteren Sinne auch auf die Kultur eines
Landes hat. Nicht viele Gesetze haben einen so unmittelbaren
EinfluÖ auf die Lebenswelt eines einzelnen und nicht viele
Gesetze sind zudem so komplex und berÜhren so viele verschie-
dene Interessenslagen, wie es die Tiroler Bauordnung tut .

Wenigere und schnellere
Verfahren
In verfahrensrechtlicher Hinsicht zielt
die Tiroler Bauordnung 1998 auf weni-
gere, aber umso schnellere Verfahren
ab. Dies wird dadurch erreicht, daÖ die
bewilligungspflichtigen Bauvorhaben
wesentlich reduziert und das …Anzeige-
verfahren" entsprechend ausgebaut
wurde . Auch das Bauverfahren selbst
wurde vereinfacht. Wenn Nachbar-
rechte offenkundig nicht beeintrüchtigt
werden, ist die DurchfÜhrung einer Bau-
verhandlung in das Ermessen der Bau-
beh„rde gestellt, d .h . nicht zwingend
vorgeschrieben . Die Nachbarrechte
wurden auf die Einhaltung der Ab-
standsbestimmungen eingeschrünkt,
was insbesondere im Hinblick auf die
durch die Gemeinden zu erstellenden
Flüchenwidmungs- und Bebauungs-
plüne gerechtfertigt erscheint .

Weniger BÜrokratie . Das Aufstellen
von freistehenden Werbeeinrichtungen,
AufschÜttungen und Abgrabungen
sowie der Abbruch von Gebüuden
bedarf nur mehr einer Anzeige und kei-
ner Bewilligung . BaumaÖnahmen im
Inneren von Gebüuden, wenn deren
Statik oder andere wesentliche bau-
technische Erfordernisse nicht berÜhrt
werden, die Anbringung von Voll-
würmeschutz, der Austausch von Fen-
stern und BalkontÜren sowie Erhal-
tungs- und InstandsetzungsmaÖnah-

Franz Kotter und Herbert Walter

men bedÜrfen weder einer Baubewilli-
gung noch einer Bauanzeige . Dies gilt
fÜr Einfriedungen bis zu einer H„he von
1,50 m und fÜr StÜtzmauern bis zu einer
H„he von 1 m (auÖer sie befinden sich
gegenÜber von Verkehrsflüchen) sowie
die Anbringung von Solaranlagen bis zu
einer Flüche von 20 qm .

Welche Beh„rde ist
zustündig?
Hinsichtlich der Beh„rdenorganisation
gilt auÖerhalb von Innsbruck : Bau-
beh„rde erster Instanz ist der BÜrger-
meister, Baubeh„rde zweiter Instanz ist
der Gemeindevorstand . Gegen Beschei-
de des Gemeindevorstandes kann Vor-
stellung an die Tiroler Landesregierung
erhoben werden .

In Innsbruck ist der Stadtmagistrat erste
Instanz, Über Berufungen gegen Be-
scheide entscheidet der Stadtsenat .
Gegen die Entscheidung des Stadt-
senates kann der Verwaltungs- oder Ver-
fassungsgerichtshof angerufen werden .

Gestraffte Bauordnung
Durch die Tiroler Bauordnung 1998
wurden eine Reihe von baulichen
Anlagen aus ihrem Geltungsbereich
ausgenommen. Als wichtigste Beispiele
sind zu nennen : private StraÖen mit
Ausnahme von Stellplützen, Gebüude
im Zusammenhang mit Wasserversor-

gungs- und Entsorgungsanlagen, Con-
tainer zur Sammlung von Abfüllen,
MeÖstellen verschiedener Art, Halte-
stellenhüuschen, touristische Informa-
tionstafeln, Materialseilbahnen, gewisse
bauliche Anlagen von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben sowie fÜr die
Wildhege und JagdausÜbung, der Gar-
tengestaltung dienende bauliche Anla-
gen, Baustelleneinrichtungen, religi„se
Symbole und Gegenstünde des Brauch-
tums sowie Spielplütze und Spielplatz-
einrichtungen .

Wie muÖ das GrundstÜck
beschaffen sein?
Ein Bauplatz ist ein GrundstÜck, fÜr das
eine einheitliche Widmung festgelegt ist
und auf dem ein Gebüude errichtet oder
veründert werden soll .

Um ein Gebüude errichten zu k„nnen,
wird ein GrundstÜck mit einem Zugang
zu einer „ffentlichen Verkehrsflüche
ben„tigt. GrundstÜcke, die durch Lawi-
nen, Hochwasser oder Erdrutsch Natur-
gefahren ausgesetzt sind, dÜrfen nur
dann bebaut werden, wenn im Hinblick
auf den vorgesehen Verwendungszweck
ausreichender Schutz vor diesen Natur-
gefahren gewührleistet ist . AuÖerdem
muÖ auf dem GrundstÜck ein wirksamer
Einsatz von Feuerl„sch- und Rettungs-
gerüten m„glich und die Wasser- und
Energieversorgung sowie die Beseiti-
gung der Schmutz- und Niederschlags-
wüsser sichergestellt sein .

Welcher Abstand ist
einzuhalten?
Grundsützlich wird die Anordnung des
Gebüudes auf einem Bauplatz und des-
sen Abstünde zu den GrundstÜcks-
grenzen durch einen vom zustündigen
Gemeinderat erlassenen Bebauungs-
plan bestimmt. Bei den Abstünden bau-
licher Anlagen von den Verkehrsflüchen
sind insbesondere die Baufluchtlinie



und die Straüenfluchtlinie zu berÖck-
sichtigen . Besteht kein Bebauungsplan
sowie bei GrundstÖcken im Freiland ist
die offene Bauweise anzuwenden .

Hinsichtlich der Überbauung von Bau-
fluchtlinie sind Ausnahmen vorgesehen .
So sind beispielsweise Nebengebäude
(Garagen u .ä .) als auch nachträglich
eingebaute PersonenaufzÖge, unterge-
ordnete Bauteile und freistehende
Werbeeinrichtungen vor der Bauflucht-
linie zulässig . Allerdings darf das Orts-
und Straüenbild nicht beeinträchtigt
werden und muü der Brandschutz
gewahrt sein .

Ahnliches gilt fÖr das Überragen der
Straüenfluchtlinie . Beispielsweise sind
hier offene Balkone, Erker, Vordächer,
unterirdische bauliche Anlagen wie Kel-
ler und Tiefgaragen zu nennen . Aller-
dings muü der Straüenerhalter zustim-
men und es darf das Orts- und Stra-
üenbild nicht beeinträchtigt werden .

Neue Abstands-
berechnung
Gilt nun die offene Bauweise, d h . e s ist
diese ausdrÖcklich in einem Bebau-
ungsplan festgelegt oder es ist Öber-
haupt kein Bebauungsplan vorhanden,
so erfolgt die Abstandsberechnung
entgegen der bisher gÖltigen Tiroler
Bauordnung v„llig neu . Diese Neu-
regelung baut nicht mehr auf dem
Begriff der Wandh„he auf, sondern es
ist kÖnftig die Auüenhaut einer bauli-
chen Anlage als Gesamtheit maü-
geblich .

0,4-facher Abstand im Gewerbe- und
Industriegebiet, Kerngebiet, den mei-
sten Sonderflächen sowie im Freiland :
Dort muü jeder Punkt der Auüenhaut
(bis zum h„chsten Punkt des Gebäudes
inkl . Dach) gegenÖber den Grenzen
anderer GrundstÖcke einen horizonta-
len Mindestabstand aufweisen, der das
0,4-fache des lotrechten Abstandes zwi-
schen dem Punkt des Gebäudes und
dem ursprÖnglichen Gelände, minde-
stens jedoch 3 m beträgt .

0,6-facher Abstand gilt in Wohn- und
Mischgebieten auf Sonderflächen fÖr

Beherbergungsgroübetriebe und Ein-
kaufszentren, bei Widmungen auf ver-
schiedenen Ebenen und auf Vorbehalts-
flächen, jedenfalls sind aber 4 m einzu-
halten . Besonders hinzuweisen ist dar-
auf, daü bei der Berechnung der
Mindestabstände das Fertigbaumaü
und nicht das Rohbaumaü ausschlagge-
bend ist .

Auch weiterhin ist die M„glichkeit
gegeben, an bestehende bauliche An-
lagen bis zu gleicher Länge und H„he
unter gewissen Voraussetzungen anzu-
bauen . Dächer und Ableitungen fÖr
Niederschlagswässer dÖrfen Öber die
GrundstÖcksgrenze hinwegragen, wenn
der betroffene Nachbar dem ausdrÖck-
lich zustimmt .

FÖr rechtmäüig vorhandene Altbe-
stände von Gebäuden bzw. baulichen
Anlagen, die die nunmehr geforderten
Mindestabstände nicht aufweisen,
wurde ebenfalls eine Ausnahmerege-
lung vorgesehen . Der Wiederaufbau,
Umbau, geringfÖgige Zubau, die sonsti-
ge …nderung des Gebäudes und die
…nderung des Verwendungszweckes
sind zulässig, wenn die vorhandenen
Abstände beibehalten werden, der
Brandschutz gewahrt ist und die der
GrundstÖcksgrenze zugewandte Wand-
h„he nicht verändert wird .

Bewilligungspflichtig ist. . .
Die Tiroler Bauordnung 1998 unter-
scheidet nun zwischen bewilligungs-
pflichtigen und anzeigepflichtigen Bau-
vorhaben und solchen Bauvorhaben,
die weder einer Bewilligung noch einer
Anzeige bedÖrfen .

Die bewilligungspflichtigen Bauvorha-
ben wurden stark reduziert. Einer Be-
willigung bedÖrfen
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der Neu-, Zu- und Umbau von
Gebäuden ;

† die sonstige Anderung von Gebäu-
den, wenn dadurch allgemeine bau-
technische Erfordernisse wesentlich
berÖhrt werden ;

† die Anderung des Verwendungs-
zweckes von Gebäuden, wenn sie
auf die Zulässigkeit des Gebäudes

nach den bau- oder raumordnungs-
rechtlichen Vorschriften von Einfluü
sein kann, z.B . auch bei der Schaf-
fung von Freizeitwohnsitzen ;

> die Errichtung und …nderung von
sonstigen baulichen Anlagen, wenn
dadurch allgemeine bautechnische
Erfordernisse wesentlich berÖhrt
werden .

Der Neu-, Zu- und Umbau bestimmter
Kleingebäude (z .B . Gartenhäuschen bis
10 qm) unterliegt nicht wie bisher der
Bewilligungspflicht, sondern nur mehr
einer Anzeigepflicht .

Nur anzeigepflichtig ist. . .
Die Tiroler Bauordnung 1998 enthält
eine sogenannte Generalklausel zugun-
sten der anzeigepflichtigen Bauvor-
haben . Das bedeutet, daü Bauvorhaben
grundsätzlich unter die Anzeigepflicht
fallen. Die TBO 1998 enthält eine bei-
spielhafte Aufzählung von Bauvorha-
ben, die jedenfalls nur anzeigepflichtig
sind, wie die Errichtung untergeord-
neter Bauteile, Balkonverglasungen,
StÖtzmauern bis 2 m H„he, Terrassen,
Pergolen, Schuppen (z .B . fÖr Holz und
Geräte) bis 10 qm Fläche und 2,80 m
H„he, ua .

Neu ist, daü AufschÖttungen und
Abgrabungen im Bauland, auf Sonder-
flächen und Vorbehaltsflächen, die eine
Veränderung von mehr als 1,5 m
gegenÖber der ursprÖnglichen H„hen-
lage darstellen, nunmehr der Anzeige-
pflicht unterliegen . Frei stehende Wer-
beeinrichtungen innerhalb geschlosse-
ner Ortschaften sind ebenfalls anzeige-
pflichtig .

Weder Anzeige noch
Bewilligung
In der TBO 1998 sind ausdrÖcklich jene
Bauvorhaben angefÖhrt, die weder
einer Bewilligung noch einer Anzeige
bedÖrfen. Dabei handelt es sich etwa
um Baumaünahmen im Inneren von
Gebäuden, die Anbringung von Voll-
wärmeschutz, der Austausch von Fen-
stern und TÖren sowie bloüe Erhal-
tungs- und Instandsetzungsmaünah-
men, wenn sie so durchgefÖhrt werden,
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rechtigten von Grundstäcken, die un-
mittelbar an den Bauplatz angrenzen
bzw. vom Bauplatz nur durch eine pri-
vate Straüe oder ein anderes Grund-
stäck als ein Straüengrundstäck mit
h„chstens 5 m Breite getrennt sind .

Keine Nachbarn sind - wie bisher -
Servitutsberechtigte, Mieter oder PÜch-
ter von Nachbargrundstäcken . Neu ist,
daü dem Nachbar nur mehr die
Geltendmachung der Abstandsbestim-
mungen zusteht .

Findet keine Bauverhandlung statt, so
ist keine zwingende Anh„rung der
Nachbarn vor Erteilung der Baube-
willigung vorgesehen . AllfÜllige Einwen-
dungen k„nnen nur im Berufungs-
verfahren geltend gemacht werden .

Der Baubescheid ist dem Bauwerber
und den Nachbarn zuzustellen .

RechtskrÜftig wird der Baubescheid bin-
nen zwei Wochen nach Zustellung,
wenn kein Rechtsmittel (Berufung)
erhoben wird .

Kann ein Bauvorhaben ohne Inan-
spruchnahme des Nachbargrundes
nicht ausgefährt werden oder sind
Erhaltungs- und Instandsetzungsmaü-
nahmen sowie die Behebung von Bau-
gebrechen unter Benätzung des Nach-
bargrundes notwendig, so hat der
Nachbar die voräbergehende Benut-
zung seines Grundstäckes und der dar-
auf befindlichen baulichen Anlagen zu
dulden .

Wann ist Baubeginn?
Der Baubeginn eines bewilligungs-
pflichtigen Bauvorhabens richtet sich
nach dem Eintritt der Rechtskraft. Ist
offenkundig ein Grund fär eine Abwei-
sung oder Zuräckweisung des Bauansu-
chens nicht gegeben, k„nnen Vorarbei-
ten wie das Herstellen der Baustellen-
einrichtung, der Erdaushub und die
Sicherung der Baugrube bewilligt wer-
den . Dies ist auch mändlich m„glich .
Anzeigepflichtige Bauvorhaben därfen
frähestens einen Monat nach Vorliegen
der vollstÜndigen Bauanzeige ausge-
fährt werden, wenn das Bauvorhaben
weder als bewilligungspflichtig festge-
stellt wird oder die Ausfährung unter-

daü die allgemeinen bautechnischen
Erfordernisse bzw. das Öuüere des
GebÜudes nicht wesentlich berährt wer-
den .

Frei stehende Werbeeinrichtungen
auüerhalb geschlossener Ortschaft sind
nach der TBO 1998 weder bewilli-
gungs- noch anzeigepflichtig .

Bauansuchen, Bauanzeige
Das Bauansuchen ist ausschlieülich
schriftlich, beim Neu-, Zu- und Umbau
eines GebÜudes unter Angabe des
jeweiligen Verwendungszweckes bei der
Baubeh„rde einzubringen .

Die Bauanzeige ist ebenfalls schriftlich
unter Anschluü entsprechender Plan-
unterlagen anzuschlieüen . Stellt sich bei
der von der Baubeh„rde vorzunehmen-
den Präfung der Bauanzeige heraus,
daü das Bauvorhaben einer Bewilligung
bedarf oder äberhaupt unzulÜssig ist, so
ist durch die Baubeh„rde eine entspre-
chende Entscheidung zu treffen .

Wird das Bauvorhaben weder als bewil-
ligungspflichtig festgestellt, noch als
unzulÜssig untersagt, so darf es nach
Ablauf eines Monats ausgefährt wer-
den . Auf den Planunterlagen ist ein ent-
sprechender Vermerk durch die Bau-
beh„rde anzubringen .

Nicht immer mändliche
Verhandlung

Eine mändliche Bauverhandlung ist ver-
pflichtend durchzufähren, wenn auf-
grund der Planunterlagen nicht offen-
sichtlich auszuschlieüen ist, daü Nach-
barrechte berährt werden . Davon unab-
hÜngig liegt es im Ermessen der Be-
h„rde, eine Bauverhandlung insbeson-
dere bei gr„üeren oder komplexeren
Bauvorhaben durchzufähren. Es besteht
allerdings kein Rechtsanspruch darauf,
daü die Baubeh„rde eine mändliche
Verhandlung durchfährt .

Wer ist …Nachbar"?
Parteien im Bauverfahren sind der
Bauwerber und die Nachbarn . Nach-
barn sind die Eigentämer und Baube-

sagt wird . Vor Ablauf dieser Frist därfen
anzeigepflichtige Bauvorhaben ausge-
fährt werden, wenn die Baubeh„rde
ausdräcklich zustimmt .

ZusÜtzliche Pflichten des
Bauherrn
GrundsÜtzlich trifft den Bauherrn die
Verantwortung fär die Ausfährung des
Bauvorhabens und die Einhaltung der
gesetzlichen Vorschriften . Eine wesent-
liche Neuerung sind die Nachweis- bzw .
Kennzeichnungspflichten des Bauherrn
im Rahmen der Bauausfährung . Ist die
Bodenplatte bzw. das Fundament fertig-
gestellt, muü der Verlauf der Üuüeren
Wandfluchten mittels eines eingemesse-
nen Schnurgerästes gekennzeichnet
werden und ist der Beh„rde eine BestÜ-
tigung daräber vorzulegen .

Nach Fertigstellung der AuüenwÜnde ist
die oberste Ziegelreihe bzw. der jewei-
lige obere Wandabschluü deutlich zu
kennzeichnen und ebenfalls eine Be-
stÜtigung der Beh„rde vorzulegen, daü
die Bauh„hen der Baubewilligung ent-
sprechen . Erst nach Vorliegen der
genannten BestÜtigungen, die durch
befugte Personen auszustellen sind, darf
die Ausfährung des aufgehenden
Mauerwerkes bzw. das Aufsetzen der
Dachkonstruktion erfolgen .

Nach Fertigstellung des Rohbaues ist
äber die ordnungsgemÜüe Herstellung
aller Rauch- und Abgasleitungen, der
Rauch- und AbgasfÜnge ein schriftlicher
Befund des Rauchfangkehrers einzuho-
len . Nach Vollendung des Bauvor-
habens hat der Bauherr die gesamte
Baustelleneinrichtung sonstige GerÜte,
Materialreste, Aufschättungen und der-
gleichen zu entfernen und die Baustelle
aufzurÜumen .

Hinweis :

Ausfährlichere Informationen
äber die Tiroler Bauordnung
1998 finden Sie in der
Internet-PrÜsentation des
Landes Tirol:

ttp://www. tirol.gv. a t
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Bauvollendungs-Anzeige
oder BenÜtzungs-
bewilligung?

Die Vollendung eines bewilligungs-
pflichtigen Bauvorhabens ist der Be-
h…rde unverzÜglich schriftlich anzuzei-
gen .

Eine wesentliche Neuerung bringt das
erleichterte Verfahren zur Erlangung
einer BenÜtzungsbewilligung . Bei den
baubewilligungspflichtigen Bauvor-
haben ist nunmehr zu unterscheiden,
ob die Bauvollendung lediglich anzuzei-
gen ist oder ob zus„tzlich eine BenÜt-
zungsbewilligung erforderlich ist .

Eine BenÜtzungsbewilligung ist nur
mehr fÜr bestimmte Geb„ude erforder-
lich : Wohnanlagen, allgemein zug„ngli-
che Geb„ude, Gastgewerbebetriebe zur
Beherbergung von G„sten, Schulge-
b„ude, SchÜlerheime, Kindergarten und
-hortgeb„ude, Krankenh„user, Alten-
und Pflegeheime, BÜro- und Gesch„fts-
geb„ude sowie sonstige betrieblich
genutzte Geb„ude, wenn fÜr sie keine
gewerbliche Betriebsanlagengenehmi-
gung oder Arbeitsst„ttenbewilligung
erforderlich ist .

Wenn ohne Bewilligung
gebaut wurde

Die Tiroler Bauordnung enth„lt weiters
Bestimmungen, die es der Baubeh…rde
erm…glichen, bei bewilligungslos errich-
teten Bauvorhaben oder bei bewilli-
gungspflichtigem Abweichen von der
vorliegenden Baubewilligung einzugrei-
fen . Sie hat den EigentÜmer einer sol-
chen baulichen Anlage eine angemesse-
ne Frist zur Einreichung eines Bauan-
suchens zu setzen .

Wird innerhalb dieser Frist kein An-
suchen eingebracht oder wird die Bau-
bewilligung versagt, so hat der Auftrag
zur Beseitigung des Geb„udes zu erge-
hen . Dasselbe gilt fÜr anzeigepflichtige
Bauvorhaben, die ohne Bauanzeige
errichtet wurden . Der Strafkatalog der
Tiroler Bauordnung 1998 sieht einen
Strafrahmen von bis zu 500 .000 Schil-
ling vor.
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üRaumordnung-online" als wesentlicher
Beitrag zu einer wirkungsvollen
Öffentlichkeitsarbeit
Die Fachabteilung fÜr Raumordnung beabsichtigt ab Jahresmitte einen

äberblick Über die Tiroler Raumordnung Über das Intranet allen Verwal-

tungsdienststellen des Landes zur VerfÜgung zu stellen . Als n„chster Schritt

ist die Pr„sentation im Internet vorgesehen .

Die Raumordnungsmaterie mit ihrem
weitgefa‡ten fachlichen Anspruch ist fÜr
eine elektronische Pr„sentation geradezu
pr„destiniert. Die technischen M…glich-
keiten der Programmiersprache HTML
erlauben eine interessante Gestaltung mit
TextverknÜpfungen, VerknÜpfungen zu
anderen Fachgebieten, Organisations-
einheiten, etc . sowie mit graphischen
Elementen .

In der Raumordnung spielt die Koordina-
tion eine wichtige Rolle. Dementsprechend
soll der Online-Dienst zun„chst den
Verwaltungsdienststellen - derzeit haben
etwa 2.000 EDV-Arbeitspl„tze eine
Zugriffsm…glichkeit auf das Intranet des
Landes - zur VerfÜgung gestellt werden .
in der n„chsten Phase erfolgt die
Pr„sentation im Internet . Damit werden
neben der interessierten Öffentlichkeit
weitere wichtige Adressaten in den
Anwenderkreis einbezogen: das sind in
erster Linie die Gemeinder„te, die
Mitglieder der Beratungsgremien auf
Regions- und Bezirksebene und die
RaumplanungsbÜros . Ein weiterer
Schwerpunkt liegt auf dem schulischen
Bereich . An den Tiroler Hauptschulen ist
EDV ein Pflichtgegenstand und viele
Schulen hoben bereits einen Internet-
Zugang. Die Tendenz ist hier stark
steigend . Auch an den allgemeinbilden-
den- und berufsbildenden Mittleren und
H…heren Schulen sind Internet-AnschlÜsse
verbreitet.

Wie baut sich nun

üRaumordnung-online" auf?

Von der Startseite kann zum Intranet
des Landes, zur bestehenden TIRIS-
Pr„sentation sowie zu einer Obersicht mit
aktuellen Meldungen gesprungen werden .

Der Einstieg in die Fachmaterie kann ent-
weder Über das HauptmenÜ oder Über
das umfangreiche Glossar der Fachbe-
griffe erfolgen . Unter dem MenÜpunkt
üService" findet sich neben dem erw„hn-
ten Glossar auch ein Verzeichnis mit
Adressen und Zust„ndigkeiten sowie ein
üBriefkasten' .

Der Kerninhalt wird schlie‡lich

unter folgenden MenÜpunkten

angeboten

Unter dem Titelü Wozu Raumordnung?"
folgt der allgemeinen Einleitung ein
anschauliches Beispiel fÜr die Bev…lke-
rungs- und Siedlungsentwicklung einer
Gemeinde im Umland der Landeshaupt-
stadt. Unterü Worauf beruht Raumord-
nung?" finden sich s„mtliche relevanten
Rechts- und Plangrundlagen, eine
EinfÜhrung in TIRIS und SITRO und eine
Obersicht Über diverse Bestandsauf-
nahmen in der Raumordnung .
üWer macht Raumordnung?" - dieser
Punkt widmet sich dem Thema der BÜrger-
beteiligung, den Raumordnungsverfahren
und Planungsabl„ufen . Weiters werden
die Koordination, der Informationsaus
tausch und die Öffentlichkeitsarbeit des
Landes angesprochen .

Der fachliche Schwerpunkt wird in der
üRaumordnungspraxis" behandelt, wobei
sich der Bogen von der äbernationalen
zur Nationalen Raumordnung, von der
Landes- bis zur Gemeinderaumordnung
spannt .

	

†
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Die neue Bauordnung aus Sicht der Raumplanung

Die neue Tiroler Bauordnung (TBO 1998) stellt qualitative
Anforderungen an die ürtliche Raumordnung, da das
Zusammenwirken mit dem Raumordnungsgesetz gestÜrkt wurde.

FlÜchenwidmung legt
Bebaubarkeit fest
Die Bauplatzdefinition und die Bestim-
mungen äber geeignete Grundstäcke
machen eine einheitliche Widmung ent-
sprechend dem beabsichtigten Verwen-
dungszweck fär das betroffene Grund-
stäck unerlÜ„lich . Bis jetzt kam es zu
Unklarheiten, wenn TeilflÜchen von
Grundstäcken unterschiedliche Wid-

mungen aufwiesen . Nun mässen diese
TeilflÜchen vor einer beabsichtigten
Baufährung parzelliert werden . Die wei-
teren Bestimmungen der TBO 1998
äber die Eignung von Grundstäcken zur
Bebauung regeln die notwendige
Erschlie„ung des Grundstäckes sowie
den Schutz vor Naturgefahren . Diese
Bestimmungen entsprechen den im
Tiroler Raumordnungsgesetz (TROG
1997) angefährten Bedingungen fär

die Baulandeignung . Bei
Baufährungen im

Freiland

Martin Schünherr

sind die FreihalteflÜchen in den ürtli-
chen Raumordnungskonzepten zu be-
achten. Solche Gebiete sind von bestim-
mten Bebauungen oder von jeglicher
Bebauung freizuhalten .

Was mit dem
Bebauungsplan alles
geregelt werden kann

Die Gemeinde kann durch die Festle-
gungen in BebauungsplÜnen fär ihr
gesamtes Bauland den Planungs-
spielraum der Bauwerber bestim-
men. Mit der Vorgabe eines relativ
flexiblen Rahmens wird Eigenver-
antwortung an den Bauwerber
gegeben. Die Baubehürde soll
nicht mehr unbedingt auf
die konkrete Planung des
Objekts Einflu„ nehmen
mässen. Das fährt zu Klar-
heit fär die Bauwerber,
die bereits anhand der
gro„rÜumigen Bebau-
ungsplanung der Ge-
meinde ihr GebÜude
gestalten künnen .

MindestabstÜnde,
Baugrenzlinien

Zur Müglichkeit durch offene,
geschlossene und besondere
Bauweise die Anordnung der

Bauwerke zu definieren hat sich
nun die Baugrenzlinie zur Fest-

legung von MindestabstandsflÜchen
gesellt . Diese kann unabhÜngig von der
definierten Bauweise bei besonderen
Gesamtplanungen die Abstandsrege-
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lung aufheben. Worauf dabei zu achten
ist, zeigt die Abbildung unten . Keines-
falls soll die Baugrenzlinie zur Ermägli-
chung von einzelfallbezogenen Planun-
gen genutzt werden!

Fluchtlinien
Die Festlegung von Stra„enfluchtlinien
und Baufluchtlinien zur Eingrenzung
des Spielraums im Grundri„ mu„ vor
dem Hintergrund der erweiterten Mäg-

lichkeiten zum Vorbauen von GebÜude-
teilen erärtert werden . Will man z .B .
auch kÖnftig keine Garagen vor der
Baufluchtlinie haben, so wird eine ent-
sprechendes Verbot nur im Rahmen ärt-
licher Bauvorschriften beschrÜnkt auf
ortsbildtypische Bereiche der Siedlung
erfolgen kännen .

Baudichten
Betrachtet man die Öblichen Bebau-
ungsplÜne, so wird dort im Regelfall die
Gescho„flÜchendichte definiert . Die

Bebauungsplanung

Planerisch korrekte Vorgangsweise fÖr ein zusammenhÜngendes Planungsgebiet .
Definition von AbstÜnden, die kleiner als die MindestabstÜnde sind .

A1

F-I

~J

alleinige Definition dieser Dichte ist
jedoch sehr gefÜhrlich, da sie - auch in
Verbindung mit der Vollgescho„zahl -
nichts Öber die ortsbildvertrÜgliche
Hähenentwicklung der GebÜude aus-
sagt. Zwar wird damit festgelegt, da„
z .B. maximal die HÜlfte der Grund-
stÖcksflÜche auf zwei Vollgeschossen im
GebÜude angeordnet werden kann ; die
Hähe der Vollgescho„e ist damit aber
nicht definiert und die Gemeinde dÖrfte
ein Bauvorhaben, das den Rahmen der

…Öblichen Gescho„hähe" von ca . 3 m

sprengt, nicht abweisen . Dies ist im
Zusammenhang mit der Tatsache, da„
kÖnftig Ma„nahmen im Inneren des
GebÜudes - sofern sie die Statik nicht
berÖhren - nicht einmal mehr zur
Anzeige zu bringen sind u .U . fatal . Dann
ist der Eingriff in die Statik des GebÜudes
und beispielsweise eine nachtrÜgliche
Vergrä„erung der Gescho„flÜchen
durch Einziehen von Zwischengeschos-
sen ohne VerÜnderung des GebÜude-
Üu„eren zu ÖberprÖfen .

	 i
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GFD M 0 .40
'GFD H 0 .80
BMD H 1 .2
5MD H 2 .4
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BP H- 500m2
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Aus diesem Grunde wird der kÖnftige
Bebauungsplan ohne eine der beiden
folgenden Festlegungen nicht auskom-
men kännen - auch wenn dies in den
Mindestinhalten lt . TROG nicht so klar
definiert ist :

Baumassendichte
Durch die Angabe der Relation von
Baumasse zu GrundstÖcksflÜche wird
erst festgelegt, welche rÜumliche Grä„e
ein GebÜude bezogen auf seinen Bau-

platz erreichen kann . FÖr eine Gebiet

mit annÜhernd gleich gro„e Parzellen
wird daher diese Dichtefestlegung die
zielfÖhrendste sein .

Bauhähen
Will man zudem definieren wie hoch die
GebÜude werden sollen, so kann diese
nur mit der Angabe von Hähen in Meter
bezogen auf einen Fixpunkt oder als
absoluter Wert erfolgen. Dabei bieten
sich Werte fÖr stra„enseitige, traufseiti-
ge und talseitige Wandhähen, oberster
Punkt und als Bezug die Hähenlage von
VerkehrsflÜchen oder Grenzpunkten an .

Aus dieser AufzÜhlung geht hervor, da„
insbesondere die Festlegung von Ge-
scho„flÜchendichte und Vollgescho„-
zahl zur Definition der GebÜude prak-
tisch nicht mehr verwendbar sind . Diese
beiden Werte beziehen sich auf innere
QuantitÜten der GebÜude, die von
au„en nicht ÖberprÖft werden kännen .

Die Gemeinden sind kÖnftig gut bera-
ten, BebauungsplÜne zu erlassen, die

> grä„ere, zusammenhÜngende Bau-
gebiete umfassen und

> konkrete und ÖberprÖfbare Festle-
gungen zur Art der Verbauung ent-
halten .

†
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Darstellungsgrundsätze und Planinhalte des

Ortlichen Raumordnungskonzeptes

ürtliche Raumordnungskonzepte, Flächenwidmungs- und
Bebauungspläne sind Üffentliche Urkunden . Aus diesem Grund ist
die gute und verständliche Lesbarkeit der Pläne ein Grundgebot .
Dies stellt die Anlage zur Plangrundlagen- und Planzeichenver-
ordnung sicher, die aus den gewonnenen praktischen Erfahrungen
nunmehr inhaltlich ergänzt und grafisch verbessert werden soll .

AWL
V01w

Die …berarbeitung der einzelnen Inhalte
erfolgt unter strenger Beachtung der
bisherigen Strukturen, soda† die inhalt-
lichen Aussagen erhalten bleiben und
bereits gezeichnete und EDV-mä†ig ver-
arbeitete Pläne nicht zu Falschaussagen

f‡hren .

Zum Teil wurden zusammengehÜrige
Plandaten neu gruppiert bzw. ergänzt .

Die nachstehende Aufgliederung geht
von der Grund‡berlegung aus, da†
rechtsverbindliche Aussagen des ürtli-

Ö 31 .1 .d .e .f Vorwiegend Wohnnutzung

z3
G 01
D3

Tz O1

	

Ö 31 .1 .d .ef Vorww touristische Nutzung.

D3

Ö 31 .1 .d .e .f Vorw . gewerbl . u . Industr . Nutzung

z3
L 01

	

Ö 31 .1 .d .e .f Vorw . landwirtschaftliche Nutzung
z3

z3
M 01

	

Ö 31 .1 .d .e .f Vorv . gewerbl, gemischte Nutzung

K 01

	

Ö 31 .1 .d .e .f Vorw . Nutzung Handel
D3

	

Dienstleistung und Verwaltung
Kernzone

„- z3
S 01

	

Ö 31 .1 .d .e .f Vorw . Sondernutzung
Ve D3~,d

	

Gebäude u . bauliche Anlagen

z3
()SFD

Sport und Erholung

Ö 31 .1 .d .e .f

Ö 31 .1 .d .e .f Vorw . Sondernutzung

Vorw Üffentliche Nutzung
Gemeinbedarf

chen Raumordnungskonzeptes, also die
zuk‡nftige bauliche und wirtschaftliche
Entwicklung sowie die verschiedenen
Kategorien der Freihalteflächen auf
einem Plan dargestellt sind . Durch die

neuen Planzeichen erscheint es auch
mÜglich, Infrastrukturdefizite bzw .
erforderliche Infrastrukturentwicklun-
gen auf diesem Plan einzutragen .
Letztendlich soll ein Plan entstehen,
welcher verordnet wird und in der
Textbeilage als Verordnung näher
beschrieben wird . F‡r diesen Plan ist

Hubert HÜpperger

eine Vereinheitlichung der Darstellungs-
grundsätze erstrebenswert und sinnvoll .
Die weiteren erforderlichen Planunter-
lagen (Bestandsaufnahmen) erscheinen
aus ha . Sicht nicht so einer strengen
Regelung unterliegen zu m‡ssen, da
diese auch nicht rechtlich verbindliche
Inhalte darstellen .
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Bestandserhebung, Flächen- und Gebäudenutzung

Die bisher verwendete Unterschei-
dungen der Flächennutzung waren im
Hinblick auf den bestehenden Flächen-
widmungsplan unvollständig bzw. nicht
widmungskonform . Nunmehr wurde
die Flächennutzung entsprechend der
Gliederung des Flächenwidmungspla-
nes vorgenommen, soda„ daraus eine
klare Flächenbilanz errechnet werden

kann . Die Gebäudenutzung wurde er-
gänzt, wobei auch Gebäude ohne Nut-
zung erfa„t werden sollen . Die Tren-
nung von Flächennutzung und Ge-
bäudenutzung erscheint sinnvoll, da die
Gebäudenutzung als eigenständiger
Inhalt in mehrfacher Form in Konzept-
plänen vorkommt .
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ÜRTL.RAUMORDNUNGSKONZEPT
BESTANDSERHEBUNG
ERHEBUNG BAULANDFUNKTIONEN
FL…CHENNUTZUNG
FACHENNUTZNG WOHNGEBIETE

-

	

~ † 31 .1 . Fläche bebaut; gewidmet

Fläche unbebaut, gewidmet
RACHENNUTZUNG GEWERBE u . INDUSTRIEGEBIETE

† 31 .1 . Fläche bebautt gewidmet

Fluche unbebaut gewidmet

FLACHENNUTZUNG TOURISMUSGEBIETE

† 31 1 Fläche bebaut, gewidmet

Fläche unbebaut gewidmet

FLACHENNUTZUNG LANDW.. MISCHGEBIETE

† 31 .1 . Fläche bebaut. gewidmet

	 _~

	

Fläche unbebaut. gewidmet
FACHENNUTZNG ALLDEM . MISCHGEBIETE

† 31 .1 . Fläche bebaut . gewidmet

Fläche unbebaut, gewidmet

FL…CHENNUTZUNG KERNGEBIETE

† 31 .1 . Fläche bebaut, gewidmet

Flache unbebaut, gewidmet

FLAC

	

.UTZUNG SONDER-VORBEHALTSFLACHEN

† 31 .1 Fläche bebaut . gewidmet

_._~

	

Fläche unbebaut gewidmet

FACHENNUTZNG NICHTLANDW. FREILANDNUTZUNG

'

	

†311. . Fläche genutzt, gewidmet

Fläche ungenutzt gewidmet

‡BERWIEGENDE GEB…UDENUTZUNG
Gebäude Heupblutzung
Wohnen
Gebäude Haupbhulzung
Gewerbe u. IndusMe
Gebäude Haupblutzurg
Tourismus
L aurubung

Gebäude Ha
a
u

f
ptnutzung

Kleingewerbe gemisch~
Gebäude Haupphutzung
Handel, Dbnstblstung . Verwaltung

8e

Gebäude HaupTUtzung
S(~ondemutzungen

Yxde Hauotr~utzung
Wcl GeDäudae

Gebäude ohne derzeitige Nutzung
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Festlegung der Freihalteflächen
Durch †nderung der Farbzuordnung

	

liche und forstwirtschaftliche Freihalte-
und der Schraffurmuster k‡nnen nun-

	

flächen erscheint sinnvoll, da forstwirt-
mehr die verschiedenen Typen von Frei-

	

schaftliche Freihalteflächen zudem dem
halteflächen ˆberlagert dargestellt wer-

	

Forstgesetz unterliegen .
den . Die Trennung in landwirtschaft-
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Ü 27 .1 .a.2.g . Forstwrtsch . Freihaltefl,

Ü 27 .1 .a .2.h . Landschh wertv. Flächen

Ü 27 .1 .a.2.h, „kologisch wertv . Flächen

Ü27 .1 .a2.i . Erholungsräume

Ü 27 .1 .a.2 .g . sonstige Freihalteflächen

von jeglicher Bebauung
31 .1 .a . freizuhaltende Flächen

mit Ausnahme der nach
Ü 41 .2.33 zul . Gebäude

Beschreibung durch Zähler
in Legende

Ü 271 .a.2 g . Forstwirtsch . Freihaltefl .

27 .1 .a,2.h . Landsch . wertv . Flächen

(FOJ01

	

. Ü 27 .1,a .2.h . „kologisch wertv . Flächen

Ü 27 1 .a .2 .i Erholungsräume

F… 01

	

Ü
von jeglicher Bebauung

31 .1 .a . freizuhaltende Flächen
mit Ausnahme der nach
Ü 41 .2 .3. zul . Gebäude

Beschreibung durch Zähler
in Legende

27 .1 .a .2.g . sonstige Freihaltettächen

DARSTELLUNG VOLLFL†CHE
ORTL.RAUMORDNUNGSKONZEPT
FESTLEGUNGEN FREIHALTEFLACHEN
ROPROG . Ü 27 FREIHALTEFLACHEN

Ü 27 .1 .a.2.g . Landwirt. Freihalteflächen

DARSTELLUNG SCHRAFFUR
„RTL.RAUMORDNUNGSKONZhPT
FESTLEGUNGEN FREIHALTEFLACHEN
ROPROG.Ü27FREIHALTEFLACHEN

FL 01

	

Ü 27.1 .a.2 .g . Landwirt . Freihalteflächen
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Festlegung der baulichen Entwicklung
Zur besseren Unterscheidung von
Baubestand und zuk„nftiger baulicher
Entwicklung ist es von Vorteil, in der
planlichen Darstellung die bebauten
und unbebauten Widmungsflächen in
verschiedenen Grauschattierungen
kenntlich zu machen . Im Interesse einer
Klarstellung f„r den jeweiligen Grund-
besitzer ist es sinnvoll, wenn R„ck-

üRTL. RAUMORDNUNGSKONZEPT
FESTLEGUNGEN
BAULICHE ENTWICKLUNG
AUSMASS UND GROSSRÖUMIGE ANORDNUNG
DES BAULANDES Ü31 .d.

Ü31 .1 .d,

	

Fläche bebaut
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BAULANDGRENZEN

Ü 31 .1 .d .

	

Fläche unbebaut

Baubestand

R„ckwidmungsfläche im FWP .
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r f ft		Ü 31 .1 d. Maximale Baulandgrenzen

Ü 31 .1 .d . Siedlungsrand

Ü31 .1 .e. Grenzen unterschiedlicher
Festlegungen der Bebauung

Ü 31 .1 .1 . Erhaltung unbebauter Flächen
_,

	

innerhalb des Baulandes

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG

GV 01

	

Ü 31 .1 . d . Gewerbliche Vorsorgeflächen
innerhalb des Baulandes

ENTWICKLUNG SPORT, ERHOLUNG

Ü 31 .1 .f . Vorsorgeflächen f„r
Sport und Erholung

Keine bauliche Entwicklung~
R„ckwidmungsfläche im FWP

BAULICHE ENTWICKLUNG
GLIEDERUNG, ZEITLICHE ABFOLGE, u . INTENSITÖT

Ü 31 .1 .d .e.f Vorwiegend Wohnnutzung

z3
G'01
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Ü 31 .1 . dd e .f Vorw . gewerbl . u. Industr. Nutzung

d`z3
T 01~

	

Ü 31 .1 d .e.f Vorw. touristische Nutzung

t OU
z3

Ü 31 .1 .d .e.f Vorw. landwirtschaftliche Nutzung

7z-3 1\M 01

	

Ü 31 .1 .d .e .f Vorw . gewerbl . gemischte Nutzung
D3

Ü 31 .1 . d . e .f Vorw . Nutzung Handel
Dienstleistung und Verwaltung
Kernzone

Ü 31 .1 .d,e .f Vorw. Sondernutzung
Gebäude uu bauliche Anlagen



Heft 15 - Juli 1998
ürtliche Raumordnung

widmungsflächen entsprechend ge-
kennzeichnet werden . Dazu wurde f„r
kleinflächige Bereiche die MÖglichkeit

einer Kreuzschraffur vorgesehen . F„r
gro…flächige R„ckwidmungen ist es
mÖglich, ein Zeichen ähnlich der bauli-
chen Entwicklung mit Zähler und einem
deutlichen †R" darzustellen .

Die Typisierung der baulichen Entwick-
lung wurde ergänzt, soda… nunmehr f„r
Kernzonen, f„r gewerblich gemischte
Nutzungen und f„r Sondernutzungen
entsprechende FestlegungsmÖglich-
keiten bestehen .

Das Planzeichen f„r maximale Bauland-
grenzen wird vielfach f„r das gesamte
Ausma… der baulichen Entwicklung
angewandt. Der urspr„ngliche Gedanke
dieses Planzeichens war es, eine beson-
ders wichtige Siedlungsgrenze hervor-
zuheben . Nunmehr wird ergänzend
vorgeschlagen, f„r †normale" Sied-
lungsränder bzw. Grenzen der bauli-
chen Entwicklung ein neues Plan-

zeichen †Siedlungsrand" einzuf„gen .
Weiters sollen punktierte Linien zuk„nf-
tig Grenzen unterschiedlicher Festle-
gung der baulichen Entwicklung ab-
grenzen . Die Erhaltung unbebauter
Flächen innerhalb des Baulandes ist
gesetzlicher Inhalt und nunmehr als
Planzeichen als gr„ne Punktschraffur
innerhalb der dann angelegten grauen
Flächen ersichtlich .

Die Entwicklungsflächen f„r Sport und
Erholung waren in der Anlage zur
Planzeichenverordnung bisher nicht
definiert. Nunmehr ist es mÖglich, Schi-
pisten, Golfplätze, etc. entsprechend in
den Konzepten darzustellen .

Festlegungen zur
wirtschaftlichen
Entwicklung
Die Darstellung der gewerblichen Vor-
sorgeflächen innerhalb des Baulandes
wurde beibehalten, soda… sie als Her-
vorhebung besonders wichtiger Ent-
wicklungsflächen f„r die Wirtschaft wei-
terbesteht .

Festlegung der
Infrastrukturentwicklung
Die Darstellung der Infrastrukturent-
wicklung wurde gestrafft und durch
erforderliche weitere Planzeichen er-
gänzt. Um eine bessere Lesbarkeit des
gesamten Verkehrsnetzes zu erzielen,
ist es zweckmä…ig, sowohl Bundes-,
Landes- als auch Gemeindestra…en in
einem durchzogenen, gelben Farbton

darzustellen . Der erforderliche Aus-
oder Neubau von Stra…en soll als strich-
lierte Linie ausgef„hrt werden . Erweitert
wurden die Planzeichen durch Symbole
f„r Einrichtungen des ruhenden Ver-
kehrs, Haltestellen und deren Einzugs-
bereiche sowie um Öffentliche Verkehrs-
linien bzw. erforderliche Fu…- und
Radwege und Ma…nahmen zur Ver-
kehrsberuhigung . Die Infrastrukturent-
wicklung f„r Energie, Abwasser und
Trinkwasser soll einheitlich so dargestellt
werden, da… bestehende Netze mit
einer dicken durchgehenden Linie und
erforderliche Ausbauten durch eine

strichlierte Linie dargestellt werden .

Die Praxis hat gezeigt, da… die symbol-
hafte Darstellung von erforderlichen
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Neutrassierungen bei manchen Grund-
eigentümern MiÖverstÜndnisse ausläst .

Aus diesem Grunde wurde ein Symbol
neu hinzugefügt, welches Infrastruktur-
defizite von Gebieten mit baulicher
Entwicklung punktuell darstellt .

Weitere „nderungen
Im Bereich der FlÜchenwidmungspla-
nung sind die im Bauland zulÜssigen
Freizeitwohnsitze als Planzeichen neu
hinzugefügt worden und die schon
lange diskutierte Kenntlichmachung des
Verlaufes von StraÖen und Wegen durch
einen Punktraster aufgenommen wor-
den .

Im Bereich der Bebauungsplanung wur-
den im Bereich der Bauweisen die

AbstÜnde nach TBO 98 neu gefaÖt und
als ErgÜnzung die bisher bestehenden
Planzeichen anhand von GebÜude-

situierungen so dargestellt, wie sie in
Wirklichkeit anzuwenden sind. Auch
erscheint es sinnvoll, im Bereich der
besonderen Bauweise zwischen Haupt-
und NebengebÜuden zu unterscheiden,
da ansonsten die Nutzung an der
Grundstücksgrenze nicht eindeutig ge-
klÜrt ist .

Im Bereich der Bestandsaufnahme wur-
de nur in einem Punkt eine „nderung
vorgenommen, indem es mäglich ist,
die Eisenbahntrassen entweder wie bis-
her durch eine Schraffur darzustellen
oder insbesondere in Konzepten auch
wie bisher als unterbrochene violette
FlÜche darzustellen .

Eine Kurzfassung der Anlage zur Plan-
grundlagen- und Planzeichenverord-
nung soll zusammen mit Anwendungs-
beispielen im INTERNET angeboten
werden .

	

…

Sie bestehen aus PlÜnen auf der
Grundlage von entzerrten Lubildern
(Orthofotos) im MaÖstab 1 : 10.000 und
einem ErlÜuterungsbericht .

In den PlÜnen sind aus überärtlicher Sicht
schÜtzenswerte Freilandbereiche darge-
stellt, und zwar hochwertige landwirt-
schaftliche NutzflÜchen, Gebiete mit
besonderem Landschaftsbild oder
Naturhaushalt und Erholungsgebiete .
Dazu kommen planerische Aussagen im
engeren Sinn, nÜmlich überärtliche
Siedlungsgrenzen und Bereiche, in denen
die derzeitige Nutzung nicht mit der

Widmung übereinstimmt bzw. die beste-
hende Widmung kritisch zu sehen und
daher zu überprüfen ist. ZusÜtzlich wer-
den geplante Trassen von überärtlichen
Verkehrswegen und Abbaubewilligungen
nach dem Berg- oder Gewerberecht
kenntlich gemacht.

Die Rahmensetzungen dienen der Erleich-
terung der Vorbegutachtung bzw. des auf-
sichtsbehärdlichen Genehmigungsverfah-
rens. Im Idealfall werden die überärtlichen
Interessen jedoch bereits wÜhrend des in
den Gemeinden laufenden Diskussions-
prozesses eingebracht . So wird im Zuge
der Erstellung der ‡berärtlichen Rahmen-
setzungen selbstverstÜndlich Kontakt mit
den betroffenen Gemeinden und den von
ihnen beauftragten Planern gehalten .

‡berärtliche Rahmensetzungen sind für
31 Kleinregionen vorgesehen, 137 Ge-
meinden sind davon betroffen . Innerhalb
von zweieinhalb Jahren wurde bereits die

Id~9Kurs%
Bearbeitung von 26 Regionen mit insge-
samt 109 Gemeinden fertiggestellt . Damit
sind das Inntal von Ried bis zur bayri-
schen Grenze, der Bezirk Kitzbühel und
das †tztal durch dieses Planungsinstru-
ment abgedeckt. Entweder bereits begon-
nen oder für 1998 vorgesehen ist die
Bearbeitung von Teilen des Bezirkes
Landeck und des Lienzer Beckens .
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Stand der
Ausarbeitung der
‡berärtlichen
Rahmensetzungen
Seit 1995 werden regionsweise

ˆ‡berärtliche Rahmensetzungen"

erarbeitet, die in Bereichen des

Landes mit einer starken Bevälke-
rungs- und Siedlungsentwicklung

wichtige überärtliche Inhalte

dokumentieren (siehe RO-Info 11) .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Ortliche
Raumordnung
im Oberland

Gemeinde Tobadill

Die Gemeinde Tobadill hat auf dem
Grundstück des Bodenfonds einen Wett-
bewerb zur Gestaltung der verdichteten
Verbauung dieses wichtigen Siedlungs-
erweiterungs-Bereiches durchgeführt .

Es wurden 3 Architekten geladen (Arch .
DI Klaus Mathoy, Arch . DI Rainer und
Büro Plan Alp - DI Reinhard Falch) .
Der 1 . Preis wurde dem Büro Plan Alp
zuerkannt. Der 2 . Preis ging an Arch . DI
Rainer. Das Ergebnis wurde vom
Gemeinderat einstimmig angenommen .

Gemeinde Serfaus

Die Gemeinde Serfaus hat Ende Feber
einen Wettbewerb für die Entwicklung der
ˆLourdes-Siedlung" ausgeschrieben . Auch
diese FlÜche wurde vom Bodenfonds
erworben und wird im Wege über das
Ergebnis des Wettbewerbes zur
Umsetzung gebracht .

Gemeinde Faggen

Der Gemeinde Faggen wurde der erste
nach dem neuen Raumordnungsgesetz
1997 erstellte FlÜchenwidmungsplan von
Tirol aufsichtsbehärdlich genehmigt .
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Vor den Vorhang

Gewerbeansiedlungen in Osttirol

	

Michael Unterberger

Der Standort Osttirol ist durch die vollzogene Grenzüffnung und
einsetzende FürderungsmaÖnahmen vor allem fÜr Betriebe aus
SÜdtirol interessant geworden. Nun gilt es von Seiten der
Raumplanung vorausschauend einzugreifen, um geeignete
Bereiche bereitzustellen, die den Forderungen des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1997 entsprechen . Bedingt durch den
alpinen Charakter ist eine gemeindeÜbergreifende Entwicklung
anzustreben .

Initiative vielerorts
In Osttirol ist es auf Grund des knapp
bemessenen Dauersiedlungsraumes
besonders schwierig, geeignete und
verfÜgbare Standorte fÜr die Ansiedlung
von Betrieben des produzierenden
Gewerbes zu finden .

Im Zuge der Erstellung der ärtlichen
Raumordnungskonzepte sind die Raum-
planer gefordert, auf Grund detaillierter
Bestandsaufnahmen die idealen Rah-
menbedingungen fÜr Gewerbe- und
Industriegebiete zu definieren . Dabei
sollte der Planungsraum nicht an der
Gemeindegrenze enden, sondern soll-
ten gemeindeÜbergreifende „berlegun-
gen angestellt werden . Um jedoch
Gemeinden dazu bewegen zu künnen,
…ihre" KompromiÖstandorte zugunsten
der Nachbargemeinde aufzugeben,
mÜÖte ein Modell gefunden werden,

mit dem ein steuerlicher Ausgleich
erzielt werden kann .

Ein Ziel der Gemeinden bzw .
Kleinregionen muÖ es generell
sein, den derzeitigen Mangel
an hochwertigen Arbeits-
pl†tzen - dieser wird durch
das steigende Ausbildungs-
niveau immer grüÖer - zu
beseitigen . Weiters gilt es
ressourcensparende Betrie-
be (sowohl vom Energie-
als auch vom Platzbedarf)
durch das Bereitstellen
von infrastrukturell gut er-
schlossenen Gewerbege-
bietsarealen zu fürdern . Da-

bei künnten in sogenannten
Gewerbeparks durch einen ge-
planten Branchenmix Synergie-

effekte zwischen den Betrieben
entstehen . Die Zusammenarbeit

von sich erg†nzenden und befruch-
tenden Betrieben kann zu einer
St†rkung der Wirtschaftskraft beitra-
gen .
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Landesraumplanung
bietet Hilfestellung
Durch Einbindung des Tiroler Boden-
beschaffungsfonds in die Vertragsver-
handlungen kann finanzschwachen
Gemeinden der Ankauf von geeigneten
Grundstücken erleichtert werden . In
Absprache mit der Raumplanung, von
der die fachliche Beurteilung erstellt
wird und die Rahmenbedingungen for-
muliert werden, kÖnnen günstige An-
schaffungskonditionen erzielt werden .
Diese sind vor allem für Jungunter-
nehmer ausschlaggebend für eine Neu-
gründung von Betrieben . Die Abwick-
lung der BehÖrdenverfahren kann für
mehrere Betriebe konzentriert, kosten-
und zeitsparend erfolgen . Die schritt-
weise Umsetzung des Gesamtkonzeptes
inklusive der Vergabe liegt in den
HÜnden der Gemeinde und des Fonds .
Mit einer detaillierten Bebauungspla-
nung kÖnnen auch verdichtete Betriebs-
gebÜude mit gemeinsam genutzten

V,nr den Urhang

Anlageteilen wie KundenparkplÜtze,
aber auch zentrale Heizanlagen vorge-
geben werden . Ein durchgehendes
Gesamtkonzept für Klein- und Mittel-
betriebe würde die Planungskosten für
den Einzelnen reduzieren helfen und
auch für das Orts- und Landschaftsbild

Derzeit kristallisieren sich drei prÜdesti-
nierte Zentren von entwicklungsfÜhigen
Gewerbestandorten heraus :

> im Zentralraum Lienz/Nuädorf-
Debant/ DÖlsach ;

> im Oberland im Bereich Sillian/
Neinfels ;

> im Iseltal im Bereich Matrei in
Osttirol .

Die zentralÖrtliche Funktion der drei
GroärÜume ist unbestritten. Die Lage
am Talboden und an den Hauptver-
kehrsstraäen sowie der zum Teil vorhan-
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von Vorteil sein . Landschaftspflege-
rische BegleitplÜne, die eine sinnvolle
Durchgrünung und Gestaltung von
grÖäeren Arealen garantieren sollen,
sind schon in der Entwurfsphase vom
Raumplaner zu fordern und mit pri-
vatrechtlichen VertrÜgen abzusichern .

Entwicklungschance im zentralen Bereich
dene Bahnanschluä bieten gegenüber
den SeitentÜlern klare Vorteile, Trans-
portkosten werden minimiert .

Stadteil Peggetz in Lienz
In das grÖäte zusammenhÜngende Ge-
werbegebiet Osttirols, dem südÖstlich
des Lienzer Stadtzentrums liegenden
Stadtteil Peggetz wurden zahlreiche
Handwerks- und Gewerbebetriebe aus
zentralen Lagen ausgesiedelt, um dort
ungestÖrt arbeiten zu kÖnnen .



Vor den Vorhang
ro

Die ügewachsene" Struktur des als Ge-
werbe- und Industriegebiet ausgewiese-
nen Stadtteiles mit den bestehenden
gemischten Nutzungen von Wohnen
und Arbeiten bereitet immer wieder
groÖe Schwierigkeiten fÜr die Betriebe .

Langfristiges Ziel muÖ es sein, ideale
Arbeitsbedingungen fÜr Betriebe zu
schaffen und den Wohnanteil Richtung
null zu reduzieren (keine Neubauten fÜr
betriebsfremde Personen) . Ein gewisser
Spielraum fÜr den Zubau bestehender

Wohnnutzung in der üfalschen" Wid-
mung wurde mit der zweiten Novelle
zum Tiroler Raumordnungsgesetz 1997
auch fÜr das Gewerbe- und Industrie-
gebiet geschaffen (geringfÜgige Erwei-
terung der Wohnnutzfläche) .

Eine Umwidmung fÜr eine reine Wohn-
nutzung inmitten der Peggetz fÜr sozial
schwächere Schichten wÜrde die dorti-
ge Situation weiter anheizen und ver-
schlechtern . Soziale Infrastruktur und
Anbindung an die Stadt fehlen . Deshalb
muÖ sich die StadtfÜhrung zu einer kla-
ren Trennung der Nutzung und zum
Gewerbestandort Peggetz bekennen .

FÜr das produzierende Gewerbe sind in
erster Linie die inneren Reserven heran-
zuziehen. Eine Erweiterung des Gewer-
begebietes n„rdlich der Bahn bis zur
BundesstraÖe kann erst bei Vorliegen
eines entsprechenden Bedarfs unter
Zugrundelegung eines ErschlieÖungs-
konzeptes Schritt fÜr Schritt erfolgen .

FÜr Einkaufszentren sollten diese üVor-
sorgeflächen", wie sie im Entwurf des
…rtlichen Raumordnungskonzeptes
enthalten sind, nicht herangezogen
werden .

NuÖdorf-Debant
Nur 1 km „stlich des Lienzer Stadtteiles
Peggetz, in der Marktgemeinde NuÖ-
dorf-Debant, liegen zwischen 2 Bundes-
straÖen angeordnet, groÖe Gewerbe-
gebietsreserven brach. Nur entlang der
BundesstraÖen haben sich Betriebe und
Geschäfte (einige Einkaufszentren) an-
gesiedelt, während das Hinterland wei-
terhin landwirtschaftlich genutzt wird .
Einer der wenigen produzierenden
Gewerbebetriebe hat sich am †bergang
zum Zentrum etabliert .

Hier stellt sich aus raumplanerischer
Sicht die Frage, ob nicht ein Teil der zen-
trumsnahen Flächen eine Wohnfunktion
bekommen sollte und diese wertvollen
GrundstÜcke zur Abdeckung des Wohn-
bedarfs herangezogen werden sollten .
Bestehende Gebäude an den StraÖen
k„nnten gewissermaÖen eine Puffer-
funktion Übernehmen .

Heinfels-Sillian
Die Nachnutzung von aufgelassenen
Betriebsarealen, die als Gewerbegebiet
gewidmet sind und St„rfaktoren im

Ortskern darstellen - sowohl betriebs-
technisch als auch ortsbildbeeinträchti-
gend - ist ein Hauptanliegen jeder „rtli-
chen Raumordnung .

Ein Beispiel fÜr den 1 . Schritt einer dies-
bezÜglichen Umsetzung ist die Gemein-
de Neinfels, wo das stillgelegte Wald-
genossenschaftsareal, das zwischenzeit-
lich in Wohngebiet umgewidmet wur-
de, als neues Ortszentrum fÜr den
rasant gewachsenen Ort Verwendung
finden soll .

Das eigentliche neue Gewerbegebiet
hat sich im Osten des Ortes entwickelt
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und erfÖhrt nun, deutlich vom Bauland
abgesetzt, eine raumordnerisch be-
denkliche Erweiterung im AusmaÜ von

rund 2,5 ha fär die Betriebsansiedelung
der Firma Loacker.

Bei dem Widmungsverfahren wurden
auf Grund eines auferlegten groÜen
Zeitdrucks müglich erscheinende,
raumordnerisch vertrÖglichere Varian-
ten ohne nÖhere Präfung ausgeschie-
den und dem Wunsch des Antragstellers
in allen Forderungen entsprochen .

Dies geht zweifellos auf Kosten des Orts-
und Landschaftsbildes (groÜer Quer-
riegel normal auf das Drautal, der inmit-

ten der landwirtschaftlichen Freihalte-
flÖchen liegt) .

Ortseinfahrten vermitteln den ersten
Eindruck und sollten deshalb eine sensi-
ble und qualitÖtsvolle Planung erfahren .

Das gilt auch fär ein Areal im Bereich der
Grenze zu Italien, das nun von einer
SonderflÖche „Zollstation" in Gewerbe-
gebiet umgewidmet und verwertet wer-
den soll .

Ein positives Beispiel fär eine dem Ort
vorgelagerte Produktionshalle, die das
Gesamtbild des Ortes durch ihre Kon-
zeption nicht stürend beeinflusst, steht
im Westen von Abfaltersbach (Firma
Hella) .

Vor den orhang

Entwicklungsmüglichkeiten im Umland
Statt Gewerbe- und Industriegebiete
um jeden Preis auszuweisen, mäÜten
die StÖrken der Gemeinden, die in ande-
ren Wirtschaftssektoren liegen künnen,
herausgearbeitet und weiterentwickelt
werden .

In manchen Gemeinden, wie AuÜervill-
graten oder Hopfgarten, lassen gewisse
Grenzen, die sich aus der Natur- und
Umweltsituation ergeben, eine aufein-
ander abgestimmte bauliche Entwick-
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lung nicht zu oder stellen die Wirt-
schaftlichkeit in Relation zum betriebe-
nen Aufwand in Frage .

Hier muÜ man sich mit dem Erhalt und
Ausbau der bestehenden krisensicheren
Klein- und Mittelbetriebe begnägen .

Um der Abwanderung aus dem Bezirk
entgegenzusteuern, sollten im Sinne
der eigenen StÖrken der Region durch
vermehrte Kooperation von holzverar-
beitenden Betrieben neue ArbeitsplÖtze
geschaffen werden . Osttirol ist bekannt
fär seine ausgezeichneten Tischler .
Neben den Betrieben, die sich auf den
Innenausbau spezialisieren, sollten auch
Betriebe, die aus dem qualitÖtsvollen
heimischen Rohprodukt Holz nicht nur
Halbprodukte fär die Zulieferung ins

Ausland, sondern auch Fertigprodukte
herstellen, speziell gefürdert werden .

Ein weiterer ausbaubarer Zweig künnte
die Weiterverarbeitung des gefragten
PrÖgratener Serpentins sein, der zur Zeit
vor Ort nur auf einige Einsatzbereich
beschrÖnkt abgebaut und formatiert
wird .

Andere Chancen liegen, wie am Bei-
spiel Innervillgraten aufgezeigt, im
Bereich der landwirtschaftlichen Pro-
duktion (biologische Produkte) in Zu-
sammenarbeit mit Architekten und
Tischlern (Biomübel und BiodÖmm-
stoffe) .
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